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Berliner E-Government-Gesetz
Vom 30. Mai 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen :

Artikel 1 
Gesetz zur Förderung des E-Government 

(E-Government-Gesetz Berlin – EGovG Bln)

Abschnitt 1 – Grundlagen

§ 1 
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstä-
tigkeit der Berliner Verwaltung (§ 2 des Allgemeinen Zuständig-
keitsgesetzes), soweit nicht Rechtsvorschriften des Landes Berlin 
inhaltsgleiche oder entgegenstehende Bestimmungen enthalten.

(2) Für die Tätigkeit der Gerichtsverwaltungen und der Behörden 
der Justizverwaltung gilt dieses Gesetz nur, soweit die Tätigkeit der 
Nachprüfung durch die Gerichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
oder der Nachprüfung durch die in verwaltungsrechtlichen Anwalts-, 
Patentanwalts- und Notarsachen zuständigen Gerichte unterliegt.

(3) Für die Tätigkeit der Steuerverwaltung gilt dieses Gesetz nur, 
soweit nicht § 20 des Finanzverwaltungsgesetzes entgegensteht.

§ 2 
Ziel und Zweck

(1) E-Government umfasst alle geschäftlichen Prozesse, die im 
Zusammenhang mit Regieren und Verwalten (Government) mit 
Hilfe der Informations- und Kommunikationstechniken (IT) über 
elektronische Medien abgewickelt werden. Ziel des Gesetzes ist es, 
die Verwaltungsverfahren und -strukturen aller Verwaltungsebenen 
und -bereiche der Berliner Verwaltung unter Nutzung der Möglich-
keiten der Informations- und Kommunikationstechnik auf E-Govern-
ment umzustellen.

(2) Das Gesetz soll Transparenz, Wirtschaftlichkeit, Sicherheit, 
Bürgerfreundlichkeit, Unternehmensfreundlichkeit und Benutzer-
freundlichkeit einschließlich der barrierefreien Zugänglichkeit und 
Nutzbarkeit der Verwaltungsprozesse gewährleisten. Allgemeine 
Partizipationsmöglichkeiten sollen verbessert und der Standort Ber-
lin soll gefördert werden.

(3) Die Zusammenarbeit der Verwaltungsebenen und -bereiche 
der Berliner Verwaltung ist durch medienbruchfreie Prozesse und 
die gemeinsame Nutzung von zentralen informations- und kommu-
nikationstechnischen Strukturen und Organisationen sowie von In-
formationen und Ressourcen sicherzustellen.

(4) Fähigkeiten und Kompetenzen der Dienstkräfte, die der Ziel-
erreichung förderlich sind, sind durch besondere Qualifikationsmaß-
nahmen zentral und dezentral zu fördern. Bei Einführung und  
wesentlicher Veränderung informationstechnisch gestützter Verwal-
tungsverfahren sind die Rechte und Interessen der Beschäftigten 
frühzeitig zu beachten, insbesondere werden IT-Prozesse und Ar-
beitsmethoden unter Beachtung der Arbeits- und Gesundheits-
schutzgrundsätze gestaltet und eingeführt. Die Verfahren zur elekt-
ronischen Vorgangsbearbeitung und Aktenführung sind technisch so 
zu gestalten, dass sie auch von Menschen mit Behinderungen 
grundsätzlich uneingeschränkt genutzt werden können ; dies ist be-
reits bei der Planung, Entwicklung, Ausschreibung und Beschaffung 
zu berücksichtigen.

§ 3 
Datenschutz

Die Regelungen des Berliner Datenschutzgesetzes und spezialge-
setzlich bestehende Bestimmungen zum Datenschutz bleiben durch 
dieses Gesetz unberührt.

Abschnitt 2 – Verwaltungshandeln im E-Government

§ 4 
Elektronische Kommunikation

(1) Jede Behörde ist verpflichtet, auch einen Zugang für die Über-
mittlung elektronischer Dokumente, auch soweit sie mit einer quali-
fizierten elektronischen Signatur versehen sind, zu eröffnen.

(2) Jede Behörde ist verpflichtet, auch eine De-Mail-Adresse im 
Sinne des De-Mail-Gesetzes sowie einen E-Mail-Zugang mit einer 
gängigen Ende-zu-Ende-Verschlüsselung, zum Beispiel PGP-Stan-
dard, zu eröffnen.

(3) Jede Behörde ist verpflichtet, auch Zugänge durch von ihr be-
reitgestellte elektronische Formulare für unmittelbar abzugebende 
Erklärungen zu eröffnen, wenn damit wiederkehrende Vorgänge mit 
Hilfe eines IT-Verfahrens bearbeitet werden und die rechtlich festge-
legten Formanforderungen erfüllt werden können.

(4) Jede Behörde ist verpflichtet, neben den Zugängen gemäß den 
Absätzen 1 bis 3 auch Zugänge durch sonstige sichere Verfahren zu 
eröffnen, mit denen rechtlich festgelegte Schriftformanforderungen 
nach bundesrechtlichen Vorschriften erfüllt werden können.

(5) Jede Behörde ist verpflichtet, in Verwaltungsverfahren, in de-
nen sie die Identität einer Person aufgrund einer Rechtsvorschrift 
festzustellen hat oder aus anderen Gründen eine Identifizierung für 
notwendig erachtet, einen sicheren elektronischen Identitätsnach-
weis gemäß § 18 des Personalausweisgesetzes oder § 78 Absatz 5 
des Aufenthaltsgesetzes anzubieten.

(6) Verwaltungsverfahren sind unbeschadet des Absatzes 7 in 
elektronischer Form abzuwickeln, soweit nicht Rechtsvorschriften 
entgegenstehen.

(7) Die nicht-elektronische Kommunikation und die Annahme 
von Erklärungen in schriftlicher Form, zur Niederschrift oder auf 
anderem Wege dürfen nicht unter Hinweis auf die elektronischen 
Zugangsmöglichkeiten abgelehnt werden.

§ 5 
Elektronische Bezahlmöglichkeiten

Fallen im Rahmen eines elektronisch durchgeführten Verwal-
tungsverfahrens Gebühren oder sonstige Forderungen an, muss jede 
Behörde der Berliner Verwaltung die Einzahlung dieser Gebühren 
oder die Begleichung dieser sonstigen Forderungen durch Nutzung 
mindestens einer gängigen, zumutbaren und hinreichend sicheren 
elektronischen Zahlungsmöglichkeit gewährleisten. Für die Nut-
zung des Zahlungsweges erhebt die Behörde keine Gebühren.

§ 6 
Nachweise

(1) Wird ein Verwaltungsverfahren elektronisch durchgeführt, 
können die vorzulegenden Nachweise elektronisch eingereicht wer-
den, es sei denn, dass durch Rechtsvorschrift etwas anderes be-
stimmt ist oder die Behörde für bestimmte Verfahren oder im Einzel-
fall die Vorlage eines Originals verlangt. Die Behörde entscheidet 
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nach pflichtgemäßem Ermessen, welche Art der elektronischen 
Einreichung zur Ermittlung des Sachverhalts zulässig ist.

(2) Die zuständige Behörde kann erforderliche Nachweise, die 
von einer deutschen öffentlichen Stelle stammen, mit der Einwilli-
gung des Verfahrensbeteiligten direkt bei der ausstellenden öffentli-
chen Stelle elektronisch einholen. Zu diesem Zweck dürfen die an-
fordernde Behörde und die abgebende öffentliche Stelle die erfor-
derlichen personenbezogenen Daten erheben, verarbeiten und nut-
zen.

(3) Sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, kann die Ein-
willigung nach Absatz 2 elektronisch erklärt werden. Dabei ist über 
die Anforderungen nach § 6 des Berliner Datenschutzgesetzes hin-
aus durch die Behörde sicherzustellen, dass die oder der Betroffene 
den Inhalt der Einwilligung jederzeit abrufen kann. Die Einwilli-
gung ist zu protokollieren.

§ 7 
Elektronische Akten

(1) Die Berliner Verwaltung führt ihre Akten spätestens ab dem 
1. Januar 2023 elektronisch. Hierbei ist durch geeignete tech-
nisch-organisatorische Maßnahmen nach dem Stand der Technik si-
cherzustellen, dass die Grundsätze ordnungsgemäßer Aktenführung 
und die für die Berliner Verwaltung geltenden Standards, auch im 
Hinblick auf Datenschutz und Datensicherheit, eingehalten werden. 
Die Behörden der Berliner Verwaltung nutzen den landeseinheitli-
chen IKT-Dienst für die elektronische Aktenführung, soweit nicht 
andere IKT-Systeme für konkrete Aufgaben zur Aktenführung ein-
gesetzt werden müssen oder bei Inkrafttreten dieser Vorschrift schon 
eingesetzt waren.

(2) Zwischen Behörden, die die elektronische Vorgangsbearbei-
tung und Aktenführung nutzen, werden Akten und sonstige Unterla-
gen elektronisch übermittelt oder der elektronische Zugriff ermög-
licht ; dies gilt nicht für geheimhaltungswürdige Akten, insbesondere 
Verschlusssachen. Dabei ist eine sichere, dem Stand der Technik 
Rechnung tragende Kommunikationsinfrastruktur einzusetzen. Die-
se erfordert den Schutz der übermittelten Daten vor Einsichtnahme 
durch Unbefugte sowie vor Veränderung.

(3) Für die Archivierung elektronischer Akten gelten die Bestim-
mungen des Archivgesetzes des Landes Berlin vom 14. März 2016 
(GVBl. S. 96) in der jeweils geltenden Fassung.

(4) Die Verfahren zur elektronischen Vorgangsbearbeitung und 
Aktenführung sind schrittweise technisch so zu gestalten, dass sie 
auch von Menschen mit Behinderungen grundsätzlich uneinge-
schränkt genutzt werden.

§ 8 
Übertragen und Vernichten des Originals

(1) Die Berliner Verwaltung soll, soweit sie Akten elektronisch 
führt, an Stelle von Papierdokumenten deren elektronische Wieder-
gabe in der elektronischen Akte aufbewahren. Bei der Übertragung 
in elektronische Dokumente ist nach dem Stand der Technik sicher-
zustellen, dass die elektronischen Dokumente mit den Papierdoku-
menten bildlich und inhaltlich übereinstimmen, wenn sie lesbar ge-
macht werden. Von der Übertragung der Papierdokumente in elek-
tronische Dokumente kann abgesehen werden, wenn die Übertra-
gung unverhältnismäßigen Aufwand erfordert.

(2) Papierdokumente nach Absatz 1 sollen nach der Übertragung 
in elektronische Dokumente vernichtet oder zurückgegeben werden, 
sobald eine weitere Aufbewahrung nicht mehr aus rechtlichen Grün-
den oder zur Qualitätssicherung des Übertragungsvorgangs erfor-
derlich ist.

§ 9 
Akteneinsicht

Soweit ein Recht auf Akteneinsicht besteht, können Behörden, die 
Akten elektronisch führen, Akteneinsicht dadurch gewähren, dass 
sie

1. einen Aktenausdruck zur Verfügung stellen,
2. die elektronischen Dokumente auf einem Bildschirm wieder-

geben,
3. elektronische Dokumente übermitteln oder
4. den elektronischen Zugriff auf den Inhalt der Akten gestatten.

§ 10 
Optimierung von Verwaltungsabläufen 
und Information zum Verfahrensstand

(1) Die internen Verwaltungsabläufe sind in elektronischer Form 
abzuwickeln und in entsprechender Form zu gestalten, soweit nicht 
Rechtsvorschriften entgegenstehen.

(2) Die Behörden der Berliner Verwaltung sollen Verwaltungsab-
läufe, die erstmals zu wesentlichen Teilen elektronisch unterstützt 
werden, vor Einführung der informationstechnischen Systeme unter 
Nutzung gängiger Methoden dokumentieren, analysieren und opti-
mieren. Dabei sollen sie im Interesse der Verfahrensbeteiligten die 
Abläufe so gestalten, dass Informationen zum Verfahrensstand und 
zum weiteren Verfahren sowie die Kontaktinformationen der zum 
Zeitpunkt der Anfrage zuständigen Ansprechstelle auf elektroni-
schem Wege abgerufen werden können. Der Zugang zu den Infor-
mationen zum Verfahrensstand soll über ein zentrales Serviceportal 
als Bestandteil des elektronischen Stadtinformationssystems für das 
Land Berlin erfolgen.

(3) Von den Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 kann abgese-
hen werden, soweit diese einen nicht vertretbaren wirtschaftlichen 
Mehraufwand bedeuten würden oder sonstige zwingende Gründe 
entgegenstehen. Von den Maßnahmen nach Absatz 2 Satz 2 kann 
zudem abgesehen werden, wenn diese dem Zweck des Verfahrens 
entgegenstehen oder eine gesetzliche Schutznorm verletzen. Die 
Gründe nach den Sätzen 1 und 2 sind zu dokumentieren.

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend bei allen wesentli-
chen Änderungen der Verwaltungsabläufe oder der eingesetzten in-
formationstechnischen Systeme.

§ 11 
Information zu Behörden und über 

ihre Verfahren in öffentlich zugänglichen Netzen
(1) Jede Behörde stellt über öffentlich zugängliche Netze in allge-

mein verständlicher Sprache Informationen über ihre aktuellen 
Aufgaben, Organigramme, Anschrift, Geschäftszeiten sowie posta-
lische, telefonische und elektronische Erreichbarkeiten zur Verfü-
gung.

(2) Jede Behörde stellt über öffentlich zugängliche Netze in allge-
mein verständlicher Sprache Informationen über ihre nach außen 
wirkende öffentlich-rechtliche Tätigkeit, damit verbundene Gebüh-
ren, beizubringende Unterlagen und die zuständige Ansprechstelle 
und ihre Erreichbarkeit dar und stellt erforderliche Formulare elekt-
ronisch bereit. Die Bereitstellung der Informationen sowie der 
Nachweis der erforderlichen Formulare erfolgen mittels einer zent-
ralen Dienstleistungsdatenbank und werden über ein zentrales Portal 
zugänglich gemacht.

(3) Die Veröffentlichungen und Bereitstellungen nach den Absät-
zen 1 und 2 erfolgen nach einheitlichen Kriterien als Bestandteil des 
Stadtinformationssystems für das Land Berlin.

§ 12 
Elektronische Formulare

(1) Ist durch Rechtsvorschrift des Landes Berlin die Verwendung 
eines bestimmten Formulars vorgeschrieben, das ein Unterschrifts-
feld vorsieht, wird allein dadurch nicht die Anordnung der Schrift-
form bewirkt. Bei einer für die elektronische Versendung an die 
Behörde bestimmten Fassung des Formulars entfällt das Unter-
schriftsfeld.

(2) Alle Formulare der Berliner Verwaltung sind über ein einheit-
liches Portal grundsätzlich elektronisch und zur interaktiven Ver-
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(2) Register im Sinne dieses Gesetzes sind solche, für die Daten 
aufgrund von Rechtsvorschriften des Bundes oder des Landes Ber-
lin erhoben oder gespeichert werden ; dies können öffentliche und 
nichtöffentliche Register sein.

§ 18 
Amtliche Mitteilungs- 

und Verkündungsblätter
(1) Eine durch Rechtsvorschrift des Landes bestimmte Pflicht zur 

Publikation in einem amtlichen Mitteilungs- oder Verkündungsblatt 
des Landes ist zusätzlich oder ausschließlich durch eine elektroni-
sche Ausgabe zu erfüllen. Das Gesetz über die Verkündung von 
Gesetzen und Rechtsverordnungen des Landes Berlin bleibt unbe-
rührt. Die elektronische Ausgabe und Bereitstellung erfolgt als Be-
standteil des Stadtinformationssystems für das Land Berlin.

(2) Jede Person muss einen angemessenen Zugang zu der Publika-
tion haben, insbesondere durch die Möglichkeit, Ausdrucke zu be-
stellen oder in öffentlichen Einrichtungen auf die Publikation zuzu-
greifen. Es muss die Möglichkeit bestehen, die Publikation zu 
abonnieren oder elektronisch einen Hinweis auf neue Publikationen 
zu erhalten. Gibt es nur eine elektronische Ausgabe, ist dies auf ge-
eignete Weise bekannt zu machen. Es ist sicherzustellen, dass die 
publizierten Inhalte allgemein und dauerhaft sowie kosten- und 
barrierefrei zugänglich sind und eine Veränderung des Inhalts ausge-
schlossen ist. Bei gleichzeitiger Publikation in elektronischer und 
papiergebundener Form hat die herausgebende Stelle eine Regelung 
zu treffen, welche Form als die authentische anzusehen ist.

§ 19 
Öffentliche Bekanntmachung im Internet

Bekanntmachungen, die durch Rechtsvorschrift angeordnet sind 
und die im Internet veröffentlicht werden, erfolgen als Bestandteil 
des Stadtinformationssystems für das Land Berlin.

Abschnitt 3 – IKT-Steuerung

§ 20 
Grundsatz

(1) Der Einsatz der Informations- und Kommunikationstechnik 
(IKT) in der Berliner Verwaltung wird, unbeschadet des § 3 des 
Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes, nach den Vorschriften dieses 
Abschnitts gesteuert. Unbeschadet zwingender spezialgesetzlicher 
Regelungen haben Justizbehörden sowie Finanzbehörden ihre IKT-
Verfahren und -Vorhaben mit den übrigen verfahrensunabhängigen 
und verfahrensübergreifenden IKT- und E-Government-Maßnah-
men der Berliner Verwaltung nach den Maßgaben dieses Abschnitts 
abzustimmen.

(2) Die IKT-Steuerung gewährleistet durch Koordination und 
Festsetzen von verbindlichen Grundsätzen, Standards und Regelun-
gen
1. die Leistungsfähigkeit und Sicherheit der IKT,
2. die Wirtschaftlichkeit des IKT-Einsatzes,
3. die Wirtschaftlichkeit für die verfahrensunabhängige IKT und 

Kommunikationsinfrastruktur durch zentrale Mittelbemessung,
4. die Interoperabilität der eingesetzten IKT-Komponenten,
5. die fachlichkeitsübergreifende und medienbruchfreie Abwick-

lung von Verwaltungsverfahren einschließlich der Schriftgutaus-
sonderung und -archivierung,

6. die geordnete Einführung und Weiterentwicklung von IT-Fach-
verfahren einschließlich deren Ausrichtung an den Zielstellun-
gen des § 2,

7. die behördenübergreifende elektronische Kommunikation und 
Informationsbereitstellung,

8. die Benutzerfreundlichkeit sowie die barrierefreie Zugänglich-
keit und Nutzbarkeit der Informationstechnik.

wendung zur Verfügung zu stellen und müssen allgemein zugänglich 
sein.

(3) Elektronische Formulare sind entsprechend § 191a Absatz 3 
des Gerichtsverfassungsgesetzes barrierefrei zugänglich zu machen.

§ 13 
Bereitstellen allgemein zugänglicher 

Datenbestände, Verordnungsermächtigung
(1) Die Behörden der Berliner Verwaltung stellen in einem zentra-

len Datenportal Informationen bereit, die sie in Erfüllung ihres öf-
fentlichen Auftrags im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit er-
stellt haben und die in maschinenlesbaren Formaten darstellbar sind. 
Das zentrale Datenportal ist Bestandteil des elektronischen Stadtin-
formationssystems für das Land Berlin. Wenn Informationen in an-
deren Datenportalen maschinenlesbar bereitgestellt werden, wird in 
dem zentralen Datenportal ein Verweis auf diese Informationen 
eingerichtet. Regelungen in anderen Rechtsvorschriften über techni-
sche Formate, in denen Daten verfügbar zu machen sind, bleiben 
unberührt.

(2) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Bestim-
mungen festzulegen, wie die Informationen gemäß Absatz 1 bereit-
gestellt und genutzt werden. Die Festlegungen zur Bereitstellung 
sollen das Verfahren für die Bereitstellung sowie die Art, den Um-
fang, die Form und die Formate der Daten bestimmen. Die Informa-
tionen sind in einem maschinenlesbaren Format bereitzustellen. Die 
Bestimmungen zur Nutzung decken die kommerzielle und nicht-
kommerzielle Nutzung ab. Sie regeln insbesondere den Umfang der 
Nutzung, Nutzungsbedingungen sowie Gewährleistungs- und Haf-
tungsausschlüsse.

§ 14 
Elektronische Beteiligungsverfahren

(1) Die Berliner Verwaltung kann Möglichkeiten für elektronische 
Beteiligungsverfahren eröffnen. Dies gilt nicht für Verwaltungsver-
fahren, es sei denn, ein Beteiligungsverfahren ist dort ausdrücklich 
vorgesehen. Durch andere Gesetze geregelte Beteiligungsverfahren 
bleiben unberührt.

(2) Die Ergebnisse durchgeführter Beteiligungsverfahren sind 
bekannt zu geben. Der Zugang zu den elektronischen Beteiligungs-
verfahren und die Bereitstellung der Ergebnisse erfolgen als Be-
standteil des elektronischen Stadtinformationssystems für das Land 
Berlin.

§ 15 
Gestaltung informationstechnischer Angebote

Informationstechnische Angebote der Berliner Verwaltung sind 
allgemein und barrierefrei zugänglich zu gestalten. Dabei sollen das 
Corporate Design des Landes Berlin sowie die für das elektronische 
Stadtinformationssystem jeweils geltenden Gestaltungsrichtlinien 
angewendet werden.

§ 16 
Öffentliche IT-Zugänge

Die Berliner Verwaltung stellt bei öffentlichen Stellen des Landes 
Berlin öffentliche Zugänge zu allen ihren informationstechnischen 
Angeboten über angemessen ausgestattete und barrierefrei zugäng-
liche informationstechnische Ein- und Ausgabegeräte bereit.

§ 17 
Georeferenzierung

(1) Wird ein elektronisches Register, welches Angaben mit Bezug 
zu inländischen Grundstücken enthält, neu aufgebaut oder überar-
beitet, hat die Behörde in das Register eine bundesweit einheitlich 
festgelegte direkte Georeferenzierung (Koordinate) zu dem jeweili-
gen Flurstück, dem Gebäude oder zu einem in einer Rechtsvorschrift 
definierten Gebiet aufzunehmen, auf welches sich die Angaben be-
ziehen.
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11. zentrale Verwaltung der verfahrensunabhängigen Software-
lizenzen in der Berliner Verwaltung,

12. Aufsicht über den zentralen IKT-Dienstleister des Landes Ber-
lin,

13. Vertretung des Landes Berlin im IT-Planungsrat und in anderen 
auf Staatssekretärsebene stattfindenden nationalen und internati-
onalen Gremien,

14. Förderung der geordneten Einführung und Weiterentwicklung 
von IKT-Fachverfahren einschließlich deren Ausrichtung an den 
Zielstellungen des § 2,

15. die Berliner Verwaltung über die Beschlüsse, die Tagesordnung 
und die Vorhaben des IT-Planungsrats zu informieren,

16. auf die Umsetzung der Beschlüsse des Planungsrats für die 
IT-Zusammenarbeit der öffentlichen Verwaltung zwischen Bund 
und Ländern (IT-Planungsrat) über fachunabhängige und fach-
übergreifende IT-Interoperabilitäts- und IT-Sicherheitsstandards 
gemäß § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und § 3 des Vertrages über 
die Errichtung des IT-Planungsrats und über die Grundlagen der 
Zusammenarbeit beim Einsatz der Informationstechnologie in 
den Verwaltungen von Bund und Ländern hinzuwirken.

(3) Die verfahrensunabhängigen IKT-Haushaltsmittel für die Ber-
liner Verwaltung werden in einem gesonderten Einzelplan geführt. 
Über die Verwendung der Haushaltsmittel dieses Einzelplanes ent-
scheidet der IKT-Staatssekretär oder die IKT-Staatssekretärin ; die 
Fach- und Dienstaufsicht der zuständigen Senatsverwaltung bleibt 
davon unberührt. Der IKT-Staatssekretär oder die IKT-Staatssekre-
tärin führt eigene Projektmittel zur Finanzierung von Projekten im 
Bereich der Weiterentwicklung von Standardisierungen der IKT, 
insbesondere in den Bereichen der IKT-Sicherheit, Wirtschaftlich-
keit, Benutzerfreundlichkeit und Medienbruchfreiheit. Über den 
Mitteleinsatz erstattet der IKT-Staatssekretär oder die IKT-Staatsse-
kretärin dem Lenkungsrat für IKT, E-Government und Verwaltungs-
modernisierung halbjährlich Bericht.

(4) Der IKT-Staatssekretär oder die IKT-Staatssekretärin ist bei der 
Vorbereitung von Gesetzentwürfen, Rechtsverordnungen oder Ver-
waltungsvorschriften, die Regelungen zum Einsatz von Informations- 
und Kommunikationstechnik enthalten, frühzeitig zu beteiligen.

§ 22 
Lenkungsrat für IKT, E-Government 

und Verwaltungsmodernisierung
(1) Der Lenkungsrat für IKT, E-Government und Verwaltungsmo-

dernisierung (IKT-Lenkungsrat) berät den IKT-Staatssekretär oder 
die IKT-Staatssekretärin zu strategischen und ressort- und verwal-
tungsebenen übergreifenden Angelegenheiten des IKT-Einsatzes 
und des E-Government in der Berliner Verwaltung sowie der Ver-
waltungsmodernisierung. Soweit die Regelungskompetenz des Se-
nats nach § 25 gegeben ist, kann der IKT-Lenkungsrat auf Vorschlag 
des IKT-Staatssekretärs oder der IKT-Staatssekretärin dem Senat 
Vorlagen zur Beschlussfassung unterbreiten. In allen übrigen Fällen 
kann er auf Vorschlag des IKT-Staatssekretärs oder der IKT-Staats-
sekretärin Empfehlungen für den IKT-Einsatz in der Berliner Ver-
waltung beschließen und über die Förderung von Projekten zur 
Entwicklung der IKT, zum E-Government und zur Verwaltungsmo-
dernisierung entscheiden.

(2) Dem IKT-Lenkungsrat für IKT gehören als Mitglieder an :
1. der IKT-Staatssekretär oder die IKT-Staatssekretärin,
2. der Chef oder die Chefin der Senatskanzlei,
3. je ein Staatssekretär oder eine Staatssekretärin aus jeder weite-

ren Senatsverwaltung,
sowie mit einer halben Stimme :
4. jeweils ein Bezirksamtsmitglied pro Bezirk,
sowie mit beratender Stimme :
5. ein Mitglied des Hauptpersonalrats der Behörden, Gerichte und 

nichtrechtsfähigen Anstalten des Landes Berlin.

(3) Der Einsatz der Fachverfahren wird von den fachlich zustän-
digen Behörden verantwortet. Wird ein IT-Fachverfahren neu entwi-
ckelt oder ein bereits betriebenes IT-Fachverfahren überarbeitet, 
angepasst oder in anderer Weise verändert, so hat die zuständige 
Behörde die Vorgaben der zentralen IKT-Steuerung einzuhalten. Der 
IKT-Staatssekretär oder die IKT-Staatssekretärin ist frühzeitig zu 
informieren und ihm oder ihr auf Verlangen umfassend Auskunft zu 
erteilen. Abweichungen von den Vorgaben der zentralen IKT-Steue-
rung bedürfen der Zustimmung des IKT-Staatssekretärs oder der 
IKT-Staatssekretärin.

§ 21 
IKT-Staatssekretär oder 

IKT-Staatssekretärin
(1) Der IKT-Staatssekretär oder die IKT-Staatssekretärin ist der 

zuständige Staatssekretär oder die zuständige Staatssekretärin aus 
der für die Grundsatzangelegenheiten der Informations- und Kom-
munikationstechnik zuständigen Senatsverwaltung. Der Senat kann 
eine andere Zuständigkeit festlegen. Der IKT-Staatssekretär oder die 
IKT-Staatssekretärin leitet die Organisationseinheit mit den Aufga-
ben der IKT-Steuerung gemäß den Bestimmungen dieses Gesetzes.

(2) Der IKT-Staatssekretär oder die IKT-Staatssekretärin ist zu-
ständig für die alle Verwaltungsebenen und -bereiche umfassende 
Förderung, Weiterentwicklung und flächendeckende Einführung 
von E-Government und Informations- und Kommunikationstechno-
logie in der Berliner Verwaltung und für Verwaltungsmodernisie-
rung im Sinne des § 2. Seine oder ihre Aufgaben sind :
1. die E-Government-Entwicklung, die Nutzung der IKT und die 

Verwaltungsmodernisierung ressort- und verwaltungsebenen 
übergreifend im Land Berlin voranzutreiben und zu steuern,

2. auf den Vorrang elektronischer Kommunikation mit der Berliner 
Verwaltung und der medienbruchfreien Vorgangsbearbeitung 
hinzuwirken,

3. Festsetzung und Überwachung der Einführung der Standards für 
einen sicheren, wirtschaftlichen, benutzerfreundlichen und me-
dienbruchfreien IKT-Einsatz, für eine einheitliche verfahrensun-
abhängige IKT-Ausstattung, für die barrierefreie Zugänglichkeit 
und Nutzung der IKT in der Berliner Verwaltung und Festset-
zung und fortlaufende Weiterentwicklung der zentralen IKT- 
Architektur,

4. fortlaufende Weiterentwicklung und Festsetzung der zentralen 
IKT-Sicherheitsarchitektur und der Standards für die IKT-Si-
cherheit in der Berliner Verwaltung und deren Unterstützung und 
Überwachung bei der Umsetzung der IKT-Sicherheits-Stan-
dards ; der IKT-Staatssekretär oder die IKT-Staatssekretärin kann 
diese Aufgaben an einen Bevollmächtigten oder eine Bevoll-
mächtigte aus seiner oder ihrer Organisationseinheit übertragen,

5. auf die barrierefreie Zugänglichkeit und Nutzung der IKT sowie 
die Einhaltung ergonomischer Standards nach dem Stand der 
Technik und gesicherter arbeitswissenschaftlicher Erkenntnisse 
bei IKT-Einsatz hinzuwirken,

6. auf die freie Verfügbarkeit und Nutzbarkeit von öffentlichen Da-
ten in maschinenlesbaren Formaten hinzuwirken,

7. eine an einheitlichen Grundsätzen ausgerichtete und hersteller-
unabhängige Fortentwicklung der IKT-Ausstattung der Berliner 
Verwaltung zu fördern,

8. auf die Optimierung und Standardisierung der Prozesse und der 
Ablauforganisation hinzuwirken, insbesondere in der ressort- 
und verwaltungsebenen übergreifenden Zusammenarbeit in der 
Berliner Verwaltung,

9. in enger Zusammenarbeit mit der jeweils zuständigen Fachver-
waltung die Rahmenbedingungen für die verfahrensabhängige 
IKT zu definieren, insbesondere Technologien, Schnittstellen, 
IKT-Sicherheitsanforderungen,

10. Bewirtschaftung der verfahrens- und verbrauchsunabhängigen 
zentralen IKT-Haushaltsmittel,
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1. Grundsätze und allgemeine Regelungen zur Planung, Entwick-
lung, Beschaffung und Finanzierung von Komponenten der IKT 
sowie zu Betrieb und Nutzung der verfahrensunabhängigen 
IKT-Infrastruktur, -Dienste und der IT-Fachverfahren,

2. Standards für den Einsatz der IKT und Festlegung zur Interope-
rabilität der IKT-Komponenten,

3. Umfang und Gestaltung öffentlicher IKT-Zugänge (§ 16) sowie
4. über Methode, Umfang und Form von Wirtschaftlichkeitsbe-

trachtungen zu herausgehobenen E-Government-Projekten mit 
erheblichen finanziellen Auswirkungen sowie Festlegungen, an 
welche Stellen die Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen zu übermit-
teln sind.

(2) Die Verwaltungsvorschriften können vorsehen, dass für die 
IT-gestützte Aufgabenerfüllung bestimmte Basiskomponenten von 
der Berliner Verwaltung genutzt werden müssen. Vor der Festlegung 
einer solchen Nutzungsverpflichtung sind deren Notwendigkeit, ge-
samtstädtische Bedeutung und Wirtschaftlichkeit darzustellen.

(3) Die für Grundsatzangelegenheiten der IKT zuständige Senats-
verwaltung erlässt die sonstigen, für die Ausführung des Gesetzes 
notwendigen Ausführungsvorschriften nach Beratung mit dem Len-
kungsrat.

(4) § 6 Absatz 3 bis 6 des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes 
bleibt unberührt.

Abschnitt 4 – Schlussvorschriften

§ 26 
Evaluierung

Der Senat evaluiert dieses Gesetz und legt dem Abgeordneten-
haus vier Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes einen Erfahrungs-
bericht vor.

Artikel 2 
Änderung des Allgemeinen 

Zuständigkeitsgesetzes
Die Anlage zu § 4 Absatz 1 Satz 1 des Allgemeinen Zuständig-

keitsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Juli 
1996 (GVBl. S. 302, 472), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 22. März 2016 (GVBl. S. 122) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert :
1. Nummer 1 Absatz 4 wird wie folgt gefasst :

„(4) Festlegungen gemäß dem Abschnitt 3 des E-Govern-
ment-Gesetzes Berlin.“

2. Nummer 4 Absatz 8 wird aufgehoben.

Artikel 3 
Änderung des Gesetzes über die 
Anstalt des öffentlichen Rechts 

IT-Dienstleistungszentrum Berlin
Das Gesetz über die Anstalt des öffentlichen Rechts IT-Dienstleis-

tungszentrum Berlin vom 19. November 2004 (GVBl. S. 459), das 
durch Nummer 7 der Anlage zu Artikel I § 1 des Gesetzes vom 22. 
Oktober 2008 (GVBl. S. 294) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert :
1. Nach § 1 Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt :

„Die politischen und strategischen Ziele des Landes Berlin bei 
der Steuerung und bei dem Einsatz von E-Government und In-
formationstechnik sind mit den wirtschaftlichen Interessen der 
Anstalt in einen angemessenen Ausgleich zu bringen.“

2. § 2 wird wie folgt geändert :
a) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst :

„(1) Die Anstalt stellt allen Behörden des Landes Berlin 
die verfahrensunabhängige Informations- und Kommunika-
tionstechnik (IKT) und IKT-Basisdienste zur Verfügung und 
betreibt die dafür notwendigen Infrastrukturen. Sie unter-

Der IKT-Lenkungsrat kann befristet weitere beratende Mitglieder 
hinzuziehen.

(3) Den Vorsitz führt der IKT-Staatssekretär oder die IKT-Staats-
sekretärin.

(4) Der IKT-Lenkungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.
(5) Für Vorhaben, die vom IKT-Lenkungsrat zur Umsetzung emp-

fohlen werden, ist abweichend von den entsprechenden Regelungen 
des Personalvertretungsgesetzes für die Beteiligungsverfahren zu 
den für deren Umsetzung erforderlichen Maßnahmen allein der 
Hauptpersonalrat für die Beschäftigten, Gerichte und nichtselbstän-
digen Anstalten des Landes Berlin zuständig. Die Beteiligungen 
werden von der zuständigen obersten Dienstbehörde durchgeführt.

§ 23 
IKT-Sicherheit

(1) Alle Behörden der Berliner Verwaltung sind verpflichtet, ein 
Informations-Sicherheits-Management-System (ISMS) gemäß den 
Standards des Bundesamtes für die Sicherheit in der Informations-
technik (BSI) auf Grundlage des BSI-Gesetzes vom 14. August 
2009 (BGBl. I S. 2821), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2408) geändert worden ist, 
aufzubauen und weiterzuentwickeln.

(2) Der zentrale IKT-Dienstleister betreibt zur Unterstützung und 
Beratung der Behörden der Berliner Verwaltung bei sicherheitsrele-
vanten Vorfällen in IKT-Systemen ein Computersicherheits-Ereig-
nis- und Reaktionsteam (Berlin-CERT). Die an das Berliner Landes-
netzwerk angeschlossenen Behörden und Einrichtungen haben dem 
Berlin-CERT sicherheitsrelevante Vorfälle unverzüglich zu melden. 
Das Berlin-CERT sammelt und bewertet die zur Abwehr von Gefah-
ren für die Sicherheit der Informationstechnik erforderlichen Daten, 
insbesondere zu Sicherheitslücken, Schadprogrammen, erfolgten 
oder versuchten Angriffen auf die Sicherheit in der Informations-
technik und der dabei angewandten Vorgehensweise und spricht 
Warnungen und Handlungsempfehlungen aus. Personenbezogene 
Daten dürfen für die in diesem Absatz genannten Zwecke erhoben, 
gespeichert, verarbeitet und genutzt werden, soweit und solange 
dies im Einzelfall für die Aufklärung eines Vorfalls erforderlich ist.

§ 24 
IKT-Dienstleister

(1) Zentraler Dienstleister für die IKT der Berliner Verwaltung ist 
das IT-Dienstleistungszentrum Berlin (ITDZ). Das ITDZ nimmt 
seine Aufgaben gemäß dem Gesetz über die Anstalt des öffentlichen 
Rechts IT-Dienstleistungszentrum Berlin vom 19. November 2004 
(GVBl. S. 459), das durch Nummer 7 der Anlage zu Artikel I § 1 des 
Gesetzes vom 22. Oktober 2008 (GVBl. S. 294) geändert worden 
ist, wahr.

(2) Das ITDZ stellt allen Behörden und Einrichtungen der Ber-
liner Verwaltung die verfahrensunabhängige IKT sowie IT-Basis-
dienste zur Verfügung und unterstützt die Behörden bei der laufen-
den Anpassung der IT-Fachverfahren an die Basisdienste und be-
treibt die dafür notwendigen Infrastrukturen. Die Behörden und 
Einrichtungen sind für die Durchführung ihrer Aufgaben zur Abnah-
me dieser Leistungen des ITDZ verpflichtet.

(3) Das ITDZ ist verpflichtet, seine Leistungen zu marktüblichen 
Preisen anzubieten. Für die Preisbildung gilt § 2 Absatz 4 des Geset-
zes über die Anstalt des öffentlichen Rechts IT-Dienstleistungszent-
rum Berlin. Die Marktüblichkeit ist anhand eines externen 
IKT-Benchmarking mindestens einmal jährlich zu ermitteln.

(4) Kann das ITDZ die Leistung nicht innerhalb angemessener 
Frist oder nicht zu marktüblichen Preisen liefern oder bestehen an-
dere dringende Sachgründe, kann der IKT-Staatssekretär oder die 
IKT-Staatssekretärin Ausnahmen von der Abnahmepflicht gestatten.

§ 25 
Erlass von Verwaltungsvorschriften

(1) Der Senat kann Verwaltungsvorschriften erlassen über



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      72. Jahrgang      Nr. 14      9. Juni 2016 287

b) Die bisherigen Absätze 5 bis 9 werden die Absätze 4 bis 8.
3. Die §§ 17a und 18 Absatz 3 Satz 3 werden aufgehoben.

Artikel 7 
Änderung des Berliner 

Informationsfreiheitsgesetzes
In § 13 Absatz 1 Satz 1 des Berliner Informationsfreiheitsgesetzes 

vom 15. Oktober 1999 (GVBl. S. 561), das zuletzt durch Gesetz 
vom 23. Juni 2015 (GVBl. S. 285) geändert worden ist, werden die 
Wörter „mündlich oder schriftlich“ durch die Wörter „mündlich, 
schriftlich oder elektronisch“ ersetzt.

Artikel 8 
Änderung des Berliner Datenschutzgesetzes

Das Berliner Datenschutzgesetz in der Fassung vom 17. Dezem-
ber 1990 (GVBl. 1991, S. 16, 54), das zuletzt durch Artikel 2 Num-
mer 1 des Gesetzes vom 4. April 2016 (GVBl. S. 150) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert :
1. In § 2 Absatz 3 Satz 1 werden nach der Angabe „17“ ein Komma 

und die Angabe „18a“ eingefügt.
2. § 15 wird wie folgt gefasst :

„§ 15 
Gemeinsame Verfahren und 

automatisierte Abrufverfahren
(1) Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens, das 

mehreren datenverarbeitenden Stellen die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten in oder aus einem gemeinsamen Datenbe-
stand (gemeinsame Verfahren) oder die Übermittlung personen-
bezogener Daten an Dritte durch Abruf (automatisierte 
Abrufverfahren) ermöglicht, ist nur zulässig, soweit dieses Ver-
fahren unter Berücksichtigung der schutzwürdigen Interessen 
der Betroffenen und der Aufgaben der beteiligten Stellen ange-
messen ist. Die Vorschriften über die Zulässigkeit der Datenver-
arbeitung im Einzelfall, insbesondere über die Zweckbindung 
und die erforderlichen technischen und organisatorischen Maß-
nahmen, bleiben unberührt. Der Berliner Beauftragte für Daten-
schutz und Informationsfreiheit ist vorab zu unterrichten.

(2) Vor der Einrichtung oder wesentlichen Änderung eines ge-
meinsamen Verfahrens ist über die Angaben nach § 19 Absatz 2 
hinaus schriftlich insbesondere festzulegen,
1. welche Verfahrensweise angewendet wird und welche Stelle 

jeweils für die Festlegung, Änderung, Fortentwicklung und 
Einhaltung von fachlichen und technischen Vorgaben für 
das gemeinsame Verfahren verantwortlich ist,

2. welche der beteiligten Stellen jeweils für die Rechtmäßig-
keit der Datenverarbeitung verantwortlich ist und

3. welche technischen und organisatorischen Maßnahmen 
nach § 5 Absatz 2, 3 und 5 für die Durchführung des gemein-
samen Verfahrens zu treffen sind.

Die nach Satz 1 Nummer 1 verantwortlichen Stellen bestimmen 
eine der beteiligten Stellen, deren Datenschutzbeauftragter oder 
Datenschutzbeauftragte eine Kopie der von den beteiligten Stel-
len nach § 19 jeweils zu erstellenden Beschreibungen verwahrt, 
diese zusammen mit den Angaben nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 
zur Einsicht nach § 19a Absatz 1 Satz 5 bereithält und die Daten-
schutzbeauftragten der übrigen verantwortlichen Stellen ent-
sprechend informiert. § 19a Absatz 1 Satz 6 und 7 gilt entspre-
chend.

(3) Die Betroffenen können ihre Rechte nach § 7 Satz 1 Num-
mer 1 bis 4 gegenüber jeder der an dem gemeinsamen Verfahren 
beteiligten Stellen geltend machen, unabhängig davon, welche 
Stelle im Einzelfall für die Verarbeitung der betroffenen Daten 
verantwortlich ist. Die Stelle, an die sich der Betroffene oder die 
Betroffene wendet, leitet das Anliegen an die jeweils zuständige 
Stelle weiter. Das Auskunftsrecht nach § 16 erstreckt sich auch 
auf die Angaben nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2.

stützt die Verwaltung beim Einsatz der IKT als zentraler 
IKT-Dienstleister des Landes Berlin. Bei der Erledigung 
dieser Aufgabe gelten die für den IKT-Einsatz in der Ber-
liner Verwaltung erlassenen Verwaltungsvorschriften. Die 
Anstalt unterstützt auf Anforderung des IKT-Staatssekretärs 
oder der IKT-Staatssekretärin den Berliner Senat bei der Er-
füllung seiner Aufgaben auf dem Gebiet der IKT.

(2) Die Anstalt stellt den Stellen des Landes Berlin auf 
Nachfrage ein über Absatz 1 hinausgehendes Angebot an 
Informationstechnik, -anwendungen und -dienstleistungen 
zur Verfügung, wenn dies zur Erfüllung von Fachaufgaben 
notwendig ist.“

b) Folgender Absatz 6 wird angefügt :
„(6) Die Anstalt soll einen angemessenen Gewinn erzie-

len. Sie ist verpflichtet, ihren Jahresüberschuss an das Land 
Berlin abzuführen. Der Hauptausschuss kann zur Finanzie-
rung besonderer Projekte eine Ausnahme von der Pflicht zur 
Abführung des Jahresüberschusses zulassen. Eine Rückla-
genbildung kann nur nach Zustimmung des Hauptausschus-
ses erfolgen.“

3. In § 5 Absatz 1 Nummer 3 werden die Wörter „sowie die Ver-
wendung des Jahresergebnisses“ gestrichen.

Artikel 4 
Änderung des Landesbeamtengesetzes

§ 84 des Landesbeamtengesetzes vom 19. März 2009 (GVBl. 
S. 70), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. Juli 2014 
(GVBl. S. 285) geändert worden ist, wird wie folgt geändert :
1. Nach Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt :

„Die Akte kann in Teilen oder vollständig elektronisch geführt 
werden.“

2. Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt :
„Wird die Personalakte nicht vollständig elektronisch oder in 
Schriftform geführt, legt die personalverwaltende Stelle jeweils 
fest, welche Teile in welcher Form geführt werden, und nimmt 
dies in das Verzeichnis nach Satz 4 auf.“

3. Absatz 4 wird aufgehoben.
4. Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4.

Artikel 5 
Änderung des Personalvertretungsgesetzes

Das Personalvertretungsgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GVBl. S. 337, 1995 S. 24), das zuletzt 
durch Artikel 15 des Gesetzes vom 9. Mai 2016 (GVBl. S. 226) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert :
1. Dem § 59 werden folgende Sätze angefügt :

„Die Personalräte und Gesamtpersonalräte können dem Haupt-
personalrat mit dessen Zustimmung ihnen obliegende Aufgaben 
und Befugnisse übertragen ; dies gilt nicht für Einzelpersonalan-
gelegenheiten, soweit sie nicht von grundsätzlicher Bedeutung 
sind. § 50 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.“

2. § 99c wird aufgehoben.
3. Nummer 10 der Anlage zu § 5 Absatz 1 wird aufgehoben.

Artikel 6 
Änderung des Landesgleichstellungsgesetzes

Das Landesgleichstellungsgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 6. September 2002 (GVBl. S. 280), das zuletzt durch 
Artikel VI des Gesetzes vom 5. November 2012 (GVBl. S. 354) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert :
1. In der Übersicht wird die Angabe zu § 17a wie folgt gefasst :

„§ 17a (weggefallen)“.
2. § 4 wird wie folgt geändert :

a) Absatz 4 wird aufgehoben.
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kel 12 des Gesetzes vom 7. Februar 2014 (GVBl. S. 39) geändert 
worden ist, wird aufgehoben.

(4) § 5 des Ausführungsgesetzes zum Sozialgerichtsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 7. Dezember 1971 (GVBl. 
S. 2097), das zuletzt durch Gesetz vom 13. Oktober 2010 
(GVBl. S. 466) geändert worden ist, wird wie folgt geändert :
1. Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
2. Absatz 2 wird aufgehoben.

(5) § 6 des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsord-
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1977 
(GVBl. S. 557), das zuletzt durch Artikel II des Gesetzes vom 10. 
September 2004 (GVBl. S. 380) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert :
1. Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
2. Absatz 2 wird aufgehoben.

(6) § 3 des Ausführungsgesetzes zum Arbeitsgerichtsgesetz vom 
2. Oktober 1980 (GVBl. S. 2196), das zuletzt durch Artikel IV des 
Gesetzes vom 10. September 2004 (GVBl. S. 380) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert :
1. Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
2. Absatz 2 wird aufgehoben.

Artikel 10 
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 6 am Tag nach 
der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

(2) Artikel 1 § 4 Absatz 1, 2, 3, 4 und 5 sowie § 5 tritt ein Jahr nach 
dem Tag der Verkündung dieses Gesetzes im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für Berlin in Kraft.

(3) Artikel 1 § 17 tritt am 1. Dezember 2017 in Kraft.

(4) Artikel 1 § 4 Absatz 6 sowie § 10 Absatz 1 tritt am 1. Januar 
2020 in Kraft.

(5) Artikel 9 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 tritt am 1. Septem-
ber 2016 in Kraft. Artikel 9 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 3 bis 6 
tritt am 1. Januar 2021 in Kraft.

(6) Artikel 1 § 24 Absatz 2 Satz 2 tritt am 1. Januar 2018 in Kraft.

Berlin, den 30. Mai 2016

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r

(4) Die an einem automatisierten Abrufverfahren beteiligten 
Stellen haben zu gewährleisten, dass die Zulässigkeit des Abruf-
verfahrens kontrolliert werden kann. Hierzu haben sie schrift-
lich festzulegen :
1. den Anlass und Zweck des Abrufverfahrens,
2. die Empfänger und Empfängerinnen der Daten,
3. die Art der zu übermittelnden Daten sowie
4. die nach § 5 erforderlichen technischen und organisatori-

schen Maßnahmen.
Die erforderlichen Festlegungen können auch durch die Fach-
aufsichtsbehörde getroffen werden.

(5) Die Verantwortung für die Zulässigkeit des einzelnen Ab-
rufs trägt der Empfänger oder die Empfängerin der Daten. Die 
übermittelnde Stelle prüft die Zulässigkeit der Abrufe nur, wenn 
dazu Anlass besteht. Die übermittelnde Stelle hat zu gewährleis-
ten, dass die Übermittlung personenbezogener Daten zumindest 
durch geeignete Stichprobenverfahren festgestellt und überprüft 
werden kann.

(6) Nicht-öffentliche Stellen können sich an gemeinsamen 
Verfahren und automatisierten Abrufverfahren beteiligen, wenn 
eine Rechtsvorschrift dies zulässt und sie sich insoweit den Vor-
schriften dieses Gesetzes unterwerfen.

(7) Für die Einrichtung gemeinsamer Verfahren und automati-
sierter Abrufverfahren für verschiedene Zwecke innerhalb einer 
öffentlichen Stelle gelten die Absätze 1 bis 5 entsprechend.

(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten nicht für Datenbestände, die 
jedermann ohne oder nach besonderer Zulassung zur Benutzung 
offen stehen oder deren Veröffentlichung zulässig wäre.

(9) Die Absätze 1, 4, 6 und 8 sind auf die Zulassung regelmä-
ßiger automatisierter Datenübermittlungen entsprechend anzu-
wenden.“

Artikel 9 
Weitere Änderungen

(1) Das Verwaltungsreform-Grundsätze-Gesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. Dezember 2005 (GVBl. 2006, S. 10), 
das zuletzt durch Artikel II Nummer 1 des Gesetzes vom 29. No-
vember 2013 (GVBl. S. 628) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert :
1. Die §§ 1 bis 4, 7 bis 17 und 19 bis 21 werden aufgehoben.
2. Die §§ 5 und 6 werden aufgehoben.

(2) In § 12a des Gesetzes zur Ausführung des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes vom 23. März 1992 (GVBl. S. 73), das zuletzt durch 
Artikel 12 des Gesetzes vom 7. Februar 2014 (GVBl. S. 39) geändert 
worden ist, werden die Wörter „Das Verwaltungsreform-Grundsät-
ze-Gesetz vom 17. Mai 1999 (GVBl. S. 171) gilt“ durch die Wörter 
„Die §§ 5 und 6 des Verwaltungsreform-Grundsätze-Gesetzes gel-
ten“ ersetzt.

(3) § 12a des Gesetzes zur Ausführung des Gerichtsverfassungs-
gesetzes vom 23. März 1992 (GVBl. S. 73), das zuletzt durch Arti-
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Achtzehntes Gesetz
zur Änderung des Allgemeinen 

Sicherheits- und Ordnungsgesetzes
Vom 30. Mai 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen :

Artikel 1 
Änderung des Allgemeinen 

Sicherheits- und Ordnungsgesetzes
Die Anlage zu § 2 Absatz 4 Satz 1 des Allgemeinen Sicherheits- 

und Ordnungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom  
11. Oktober 2006 (GVBl. S. 930), das zuletzt durch Gesetz vom 
21. April 2016 (GVBl. S. 222) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert :
1. Nummer 1 wird wie folgt geändert :

a) In der Überschrift wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort 
„Nummer“ ersetzt.

b) In Absatz 1 Buchstabe e Doppelbuchstabe ee werden nach 
den Wörtern „der Stiftung „Deutsches Technikmuseum Ber-
lin“,“ die Wörter „der Stiftung „Berliner Philharmoniker“,“ 
eingefügt.

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst :
„(3) die Aufgaben der Marktüberwachungsbehörde des 

Landes Berlin nach dem Marktüberwachungsverord-
nungs-Durchführungsgesetz für Bauprodukte.“

2. In Nummer 2 wird in der Überschrift die Angabe „Nr.“ durch 
das Wort „Nummer“ ersetzt.

3. Nummer 3 wird wie folgt geändert :
a) In der Überschrift werden die Angabe „Nr.“ durch das Wort 

„Nummer“ ersetzt und die Wörter „und Verbraucherschutz“ 
gestrichen.

b) Im Einleitungssatz werden nach dem Wort „Gesundheits-
wesen“ die Wörter „und Verbraucherschutz“ gestrichen.

c) Die Absätze 2, 7, 8 und 9 werden aufgehoben.
d) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absätze 2 und 3 

und der bisherige Absatz 6 wird Absatz 4.
4. In Nummer 4 wird in der Überschrift die Angabe „Nr.“ durch 

das Wort „Nummer“ ersetzt.
5. Nummer 5 wird wie folgt geändert :

a) In der Überschrift wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort 
„Nummer“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Angabe „(Nr. 25 Abs. 2)“ durch die 
Wörter „(Nummer 25 Absatz 2)“ und die Angabe „(Nr. 33 
Abs. 7)“ durch die Wörter „(Nummer 33 Absatz 7)“ ersetzt.

c) In Absatz 3 wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Ab-
satz“ ersetzt.

6. Nummer 6 wird wie folgt geändert :
a) In der Überschrift wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort 

„Nummer“ ersetzt.
b) In Absatz 1 werden vor dem Wort „Asylsuchenden“ das 

Wort „minderjährigen“ eingefügt und die Wörter „unter 16 
Jahren“ gestrichen.

c) Absatz 2 wird aufgehoben.
d) Die Absätze 3 bis 8 werden die Absätze 2 bis 7.
e) Der neue Absatz 2 wird wie folgt gefasst :

„(2) die Inobhutnahme von neu eingereisten alleinstehen-
den minderjährigen Ausländerinnen und Ausländern nach 

§ 23 Absatz 2 oder § 24 des Aufenthaltsgesetzes bis zu drei 
Monaten ;“

7. In Nummer 7 wird in der Überschrift die Angabe „Nr.“ durch 
das Wort „Nummer“ ersetzt.

8. In Nummer 8 wird in der Überschrift die Angabe „Nr.“ durch 
das Wort „Nummer“ ersetzt.

9. Nummer 9 wird wie folgt geändert :
a) In der Überschrift wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort 

„Nummer“ ersetzt.
b) Die Wörter „§ 27 Abs. 2 des Jugendarbeitsschutzgesetzes“ 

werden durch die Wörter „§ 27 Absatz 2 des Jugendarbeits-
schutzgesetzes“ ersetzt.

c) Die Wörter „§ 24 Abs. 1 und 2 des Berufsbildungsgesetzes“ 
werden durch die Wörter „§ 33 Absatz 1 und 2 des Berufs-
bildungsgesetzes“ ersetzt.

d) Die Wörter „§ 24 Abs. 1 und 2 der Handwerksordnung“ 
werden durch die Wörter „§ 24 Absatz 1 und 2 der Hand-
werksordnung“ ersetzt.

10. Nummer 10 wird wie folgt geändert :
a) In der Überschrift wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort 

„Nummer“ ersetzt.
b) In Absatz 1 werden die Angabe „(Nr. 3 Abs. 1)“ durch die 

Wörter „(Nummer 3 Absatz 1)“, die Angabe „(Nr. 16 Abs. 1 
Buchstabe a und Nr. 18 Abs. 1)“ durch die Wörter „(Num-
mer 16 Absatz 1 Buchstabe a und Nummer 18 Absatz 1)“ 
und die Angabe „(Nummer 24 Abs. 3)“ durch die Wörter 
„(Nummer 24 Absatz 3)“ ersetzt.

c) In Absatz 2 werden die Wörter „(Nr. 16 Abs. 1 Buchstabe a, 
Nr. 18 Abs. 1 und 2)“ durch die Wörter „(Nummer 16 Ab-
satz 1 Buchstabe a und Nummer 18 Absatz 1 und 2)“ ersetzt.

d) Absatz 3 wird wie folgt gefasst :
„(3) die Ordnungsaufgaben nach dem Bundes-Immissi-

onsschutzgesetz und dem Landes-Immissionsschutzgesetz 
Berlin, soweit nicht die Bezirksämter (Nummer 15 Absatz 1 
Buchstabe c und Nummer 18 Absatz 1 und 2) oder das Lan-
desamt für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und technische 
Sicherheit Berlin (Nummer 24 Absatz 3) zuständig sind ; 
dazu gehören insbesondere die Bekanntgabe nach § 29b des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes von Stellen im Sinne 
von § 26 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und Sach-
verständigen im Sinne des § 29a des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes sowie von Messgeräteprüfstellen nach § 13 
Absatz 3 der Ersten Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (1. BImSchV) ;“

e) In Absatz 4 werden die Wörter „Kreislaufwirtschafts- und 
Abfallgesetz“ durch das Wort „Kreislaufwirtschaftsgesetz“, 
die Angabe „(Nr. 18 Abs. 3 bis 5)“ durch die Wörter „(Num-
mer 18 Absatz 3 bis 5)“ und die Wörter „§§ 21 und 40 des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes“ durch die Wörter 
„§§ 62 und 47 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes“ ersetzt.

f) In Absatz 5 wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Ab-
satz“ ersetzt.

g) In Absatz 6 wird die Angabe „(Nr. 3 Abs. 1)“ durch die Wör-
ter „(Nummer 3 Absatz 1)“ und die Angabe „(Nr. 18 Abs. 1 
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bis 7)“ durch die Wörter „(Nummer 18 Absatz 1 bis 7)“ er-
setzt.

h) In Absatz 7 werden die Angabe „(Nr. 11 Buchstabe k)“ 
durch die Wörter „(Nummer 11 Buchstabe k)“ und die Wör-
ter „(Nr. 18 Abs. 7 bis 10 und 14)“ durch die Wörter „(Num-
mer 18 Absatz 7 bis 10 und 14)“ ersetzt.

i) In Absatz 9 wird die Angabe „(Nr. 29 Abs. 2)“ durch die 
Wörter „(Nummer 29 Absatz 2)“ ersetzt.

11. Nummer 11 wird wie folgt geändert :
a) In der Überschrift wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort 

„Nummer“ ersetzt.
b) In dem Halbsatz nach Buchstabe n werden die Angabe 

„(Nr. 23 Abs. 5)“ durch die Wörter „(Nummer 23 Absatz 5)“, 
die Angabe „(Nr. 32)“ durch die Angabe „(Nummer 32)“, 
die Angabe „(Nr. 33 Abs. 8 bis 10)“ durch die Wörter 
„(Nummer 33 Absatz 8 bis 10)“, die Angabe „(Nr. 35)“ 
durch die Angabe „(Nummer 35)“ und die Angabe „(Nr. 36)“ 
durch die Angabe „(Nummer 36)“ ersetzt.

12. Nummer 12 wird wie folgt geändert :
a) In der Überschrift wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort 

„Nummer“ ersetzt.
b) In Absatz 6 wird die Angabe „(Nr. 1 Abs. 5 und 6)“ durch die 

Wörter „(Nummer 1 Absatz 6 und 7)“ ersetzt.
c) In Absatz 8 wird das Wort „Bergbaubehörde“ durch das 

Wort „Bergbehörde“ ersetzt.
d) Absatz 9 wird wie folgt gefasst :

„(9) die Durchführung des Geldwäschegesetzes, soweit 
sie den Landesbehörden übertragen ist und nicht die für In-
neres zuständige Senatsverwaltung (Nummer 5 Absatz 5) 
zuständig ist oder die Zuständigkeit einer anderen Verwal-
tung gemäß einer auf Grund von § 19 Absatz 2 des Rechts-
dienstleistungsgesetzes erlassenen Verordnung begründet 
worden ist ;“

13. Nummer 13 wird wie folgt gefasst :

„Nummer 13 
Wissenschaft

Zu den Ordnungsaufgaben der für Wissenschaft zuständigen 
Senatsverwaltung gehören :

(1) die Untersagung der unberechtigten Führung von in- und 
ausländischen Hochschulgraden, Hochschultitel- und Hoch-
schultätigkeitsbezeichnungen, Professorentiteln sowie von ent-
sprechenden ehrenhalber verliehenen Bezeichnungen ;

(2) die Ordnungsaufgaben nach § 125 des Berliner Hoch-
schulgesetzes.“

14. In Nummer 14 wird in der Überschrift die Angabe „Nr.“ durch 
das Wort „Nummer“ ersetzt.

15. Nach Nummer 14 wird folgende Nummer 14a eingefügt :

„Nummer 14a 
Verbraucherschutz

Zu den Ordnungsaufgaben der für Verbraucherschutz zustän-
digen Senatsverwaltung gehören :

(1) die Aufgaben der obersten Landesbehörde hinsichtlich des 
europäischen und nationalen Rechts in den Bereichen
a) Lebensmittel, kosmetische Mittel und sonstige Bedarfsge-

genstände sowie Tabakerzeugnisse,
b) Futtermittel,
c) Tierseuchen,
d) Tierschutz und
e) Beseitigung tierischer Nebenprodukte ;

(2) die Ordnungsaufgaben der obersten Landesbehörde zur 
Durchführung des europäischen Milchrechts, des Milch- und 
Margarinegesetzes ;

(3) die Ordnungsaufgaben der obersten Landesbehörde zur 
Durchführung des Fleischgesetzes ;

(4) die Beauftragung von Stellen nach dem Tierseuchenrecht.“
16. Nummer 15 wird wie folgt geändert :

a) In der Überschrift wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort 
„Nummer“ ersetzt.

b) In Absatz 1 wird die Angabe „(Nr. 1 Abs. 1)“ durch die Wör-
ter „(Nummer 1 Absatz 1)“ ersetzt.

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst :
„(4) die Ordnungsaufgaben nach dem Gesetz über das 

Vermessungswesen in Berlin, soweit keine Zuständigkeit 
der Hauptverwaltung besteht, und der Verordnung über die 
Grundstücksnummerierung ;“

d) Absatz 6 wird wie folgt gefasst :
„(6) die Ordnungsaufgaben nach dem Wohnungsbin-

dungsgesetz, dem Wohnraumförderungsgesetz sowie dem 
Zweckentfremdungsverbot-Gesetz, soweit nicht die für das 
Bau- und Wohnungswesen zuständige Senatsverwaltung 
(Nummer 1 Absatz 6 und 7) zuständig ist.“

17. Nummer 16 wird wie folgt geändert :
a) In der Überschrift wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort 

„Nummer“ ersetzt.
b) In Absatz 1 Buchstabe a wird die Angabe „(Nr. 3 Abs. 1)“ 

durch die Wörter „(Nummer 3 Absatz 1)“ und die Angabe 
„(Nr. 32 Abs. 14)“ durch die Wörter „(Nummer 32 Ab-
satz 14)“ ersetzt.

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert :
aa) Die Buchstaben a bis e werden aufgehoben.
bb) Der bisherige Buchstabe f wird Absatz 2 und nach den 

Wörtern „außerhalb der Apotheken“ werden die Wörter 
„und außerhalb der tierärztlichen Hausapotheken“ ein-
gefügt.

d) Die Absätze 3, 4, 6, 10, 12 und 13 werden aufgehoben.
e) Der bisherige Absatz 5 wird der Absatz 3, die bisherigen Ab-

sätze 7 bis 9 werden die Absätze 4 bis 6 und der bisherige 
Absatz 11 wird der Absatz 7.

18. Nach Nummer 16 wird folgende Nummer 16a eingefügt :

„Nummer 16a 
Verbraucherschutz

Zu den Ordnungsaufgaben der Bezirksämter gehören auf dem 
Gebiet des Verbraucherschutzes :

(1)
a) die Aufsicht über den Verkehr mit Lebensmitteln, Tabaker-

zeugnissen, kosmetischen Mitteln und sonstigen Bedarfsge-
genständen sowie Futtermitteln einschließlich der Entnah-
me von Proben und die Durchführung des Nationalen Kont-
rollprogramms gemäß Artikel 22 der Richtlinie 95/53/EG,

b) die Überwachung der Einhaltung der vorgeschriebenen all-
gemeinen und spezifischen lebensmittelhygienerechtlichen 
Anforderungen sowie der futtermittelrechtlichen Anforde-
rungen in den Betrieben,

c) die gesundheits- und veterinäraufsichtlichen Aufgaben der 
Ortspolizeibehörde zur Durchführung des Milch- und Mar-
garinegesetzes,

d) die Registrierung von Betrieben nach dem EU-Lebensmit-
telrecht sowie die Anerkennung, Registrierung und Zulas-
sung von Betrieben nach dem Futtermittelrecht ;

(2) die Aufgaben der Veterinär-Grenzkontrollstelle ;
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(3) die Überwachung der Einhaltung der Handelsklassenver-
ordnungen ;

(4) die Veterinäraufsicht, soweit nicht dem Landesamt für Ge-
sundheit und Soziales Berlin (Nummer 32 Absatz 8 Buchstabe 
e) zugewiesen, die Überwachung der Beseitigung tierischer Ne-
benprodukte und der Tierschutz, soweit nicht dem Landesamt 
für Gesundheit und Soziales Berlin (Nummer 32 Absatz 10) zu-
gewiesen ;

(5) die Erlaubnis zum Arbeiten und zum Verkehr mit Krank-
heitserregern sowie Tierseuchenerregern, die Untersagung des 
Arbeitens mit Krankheitserregern sowie Tierseuchenerregern 
und ihrer Aufbewahrung ;

(6) der Hunde- und Katzenfang ;
(7) die Durchführung und Überwachung der Einhaltung des 

Gesetzes über das Halten und Führen von Hunden in Berlin.“
19. Nummer 17 wird wie folgt geändert :

a) In der Überschrift wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort 
„Nummer“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.
c) In Absatz 3 wird die Angabe „(Nr. 6)“ durch die Angabe 

„(Nummer 6)“ ersetzt.
20. Nummer 18 wird wie folgt geändert :

a) In der Überschrift wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort 
„Nummer“ ersetzt.

b) Die Absätze 1 bis 3 werden wie folgt gefasst :
„(1) die Ordnungsaufgaben nach dem Bundes-Immissi-

onsschutzgesetz und nach dem Landes-Immissionsschutzge-
setz Berlin für nicht genehmigungsbedürftige Anlagen mit 
Ausnahme von Anlagen in dem Zeitraum, in dem sie für Ver-
anstaltungen im Freien von gesamtstädtischer Bedeutung 
benutzt werden, von Anlagen in Betriebsbereichen, die aus 
genehmigungsbedürftigen und nicht genehmigungsbedürfti-
gen Anlagen bestehen, und von Baustellen und Baumaschi-
nen im Sinne der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum 
Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissionen – vom 19. 
August 1970 sowie mit Ausnahme der durch das Landesamt 
für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und technische Sicher-
heit Berlin (Nummer 24 Absatz 3 Buchstabe a) oder durch 
das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Bran-
denburg (Nummer 30 Absatz 2) zu überwachenden Anlagen ;

(2) die Bekämpfung verhaltensbedingten Lärms, soweit 
der Lärm nicht von Veranstaltungen im Freien von gesamt-
städtischer Bedeutung ausgeht oder auf Baustellen oder im 
Zusammenhang mit der Verwendung von Baumaschinen im 
Sinne der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz 
gegen Baulärm – Geräuschimmissionen – vom 19. August 
1970 erzeugt wird ;

(3) die Ordnungsaufgaben nach § 28 Absatz 1 des Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes, mit Ausnahme von Maßnahmen ge-
gen Betreiberinnen und Betreiber von Anlagen, die nach dem 
Bundes-Immissionsschutzgesetz oder dem Kreislaufwirt-
schaftsgesetz einer Genehmigung oder Planfeststellung be-
dürfen, die Überwachung der Getrennthaltung von gewerb-
lichen Siedlungsabfällen gemäß §§ 3, 4 und 7 der Gewerbe-
abfallverordnung, mit Ausnahme von Maßnahmen gegen 
Betreiberinnen und Betreiber von Anlagen, die nach dem 
Bundes-Immissionsschutzgesetz oder dem Kreislaufwirt-
schaftsgesetz einer Genehmigung oder Planfeststellung be-
dürfen, die Überwachung der Rücknahmepflicht für Umver-
packungen gemäß § 5 der Verpackungsverordnung und die 
Überwachung der Pfanderhebungspflicht für Einweggeträn-
keverpackungen gemäß § 9 der Verpackungsverordnung ;“

c) In Absatz 4 werden die Wörter „§§ 3 und 15 Abs. 4 des Kreis-
laufwirtschafts- und Abfallgesetzes“ durch die Wörter „§§ 3 
und 20 Absatz 3 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes“ ersetzt.

d) In Absatz 7 wird die Angabe „(Nr. 10 Abs. 5)“ durch die 
Wörter „(Nummer 10 Absatz 5)“ ersetzt.

e) In Absatz 8 werden die Angabe „(Nr. 10 Abs. 7)“ durch die 
Wörter „(Nummer 10 Absatz 7)“ und die Angabe „(Nr. 30 
Abs. 2)“ durch die Wörter „(Nummer 30 Absatz 2)“ ersetzt.

f) In Absatz 13 wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Ab-
satz“ ersetzt.

g) In Absatz 14 wird die Angabe „(Nr. 11 Buchstabe k)“ durch 
die Wörter „(Nummer 11 Buchstabe k)“ ersetzt.

21. Nummer 19 wird wie folgt geändert :
a) In der Überschrift wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort 

„Nummer“ ersetzt.
b) In Absatz 1 werden die Angabe „(Nr. 32 Abs. 1)“ durch die 

Wörter „(Nummer 32 Absatz 1)“ und die Angabe „(Nr. 6)“ 
durch die Angabe „(Nummer 6)“ ersetzt.

c) In Absatz 3 Buchstabe b wird die Angabe „Abs.“ durch das 
Wort „Absatz“ und die Angabe „Nr.“ durch das Wort „Num-
mer“ ersetzt.

d) In Absatz 3 Buchstabe c wird die Angabe „(Nr. 24 Abs. 1 
Buchstabe b)“ durch die Wörter „(Nummer 24 Absatz 1 
Buchstabe b)“ ersetzt.

22. Nummer 20 wird wie folgt geändert :
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst :

„Nummer 20 
Schulwesen“

b) In dem Einleitungssatz werden die Wörter „der Volksbil-
dung“ durch die Wörter „des Schulwesens“ ersetzt.

c) Nach den Wörtern „zur Sicherung des Schulbesuchs“ wer-
den ein Komma und die Wörter „der Teilnahme an der 
Sprachstandsfeststellung und vorschulischen Sprachförde-
rung“ eingefügt.

d) Die Angabe „(Nr. 8)“ wird durch die Angabe „(Nummer 8)“ 
ersetzt.

23. Nummer 21 wird wie folgt geändert :
a) In der Überschrift wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort 

„Nummer“ ersetzt.
b) In Buchstabe a wird die Angabe „(Nr. 23 Abs. 6)“ durch die 

Wörter „(Nummer 23 Absatz 6)“ ersetzt.
c) In Buchstabe b wird jeweils die Angabe „Nr.“ durch das 

Wort „Nummer“ und die Angabe „Abs.“ durch das Wort 
„Absatz“ ersetzt.

d) In Buchstabe e wird die Angabe „(Nr. 12 Abs. 6)“ durch die 
Wörter „(Nummer 12 Absatz 6)“ und die Angabe „(Nr. 23 
Abs. 6)“ durch die Wörter „(Nummer 23 Absatz 6)“ ersetzt.

e) In Buchstabe j wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Ab-
satz“ ersetzt.

f) Buchstabe l wird aufgehoben.
g) Die Buchstaben j und k werden die Buchstaben i und j, die 

Buchstaben m und n werden die Buchstaben k und l.
24. In Nummer 22 wird in der Überschrift und im Text jeweils die 

Angabe „Nr.“ durch das Wort „Nummer“ ersetzt.
25. Nummer 22a wird wie folgt geändert :

a) In der Überschrift wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort 
„Nummer“ ersetzt.

b) In Absatz 1 wird die Angabe „(Nr. 33 Abs. 1 bis 3)“ durch 
die Wörter „(Nummer 33 Absatz 1 bis 3)“ und die Angabe 
„Abs.“ durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

26. Nummer 22b wird wie folgt geändert :
a) In der Überschrift wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort 

„Nummer“ ersetzt.
b) In Absatz 3 wird die Angabe „(Nr. 35 Abs. 3)“ durch die 

Wörter „(Nummer 35 Absatz 3)“ ersetzt.
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c) In Absatz 5 wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Absatz“ 
und die Angabe „Nr.“ durch das Wort „Nummer“ ersetzt.

d) In Absatz 6 Buchstabe a bis d wird jeweils die Angabe 
„Abs.“ durch das Wort „Absatz“ und die Angabe „Nr.“ 
durch das Wort „Nummer“ ersetzt.

27. In Nummer 22c wird in der Überschrift die Angabe „Nr.“ durch 
das Wort „Nummer“ ersetzt.

28. Nummer 23 wird wie folgt geändert :
a) In der Überschrift wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort 

„Nummer“ ersetzt.
b) In Absatz 1 wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Ab-

satz“ ersetzt.
c) In Absatz 6 wird jeweils die Angabe „Nr.“ durch das Wort 

„Nummer“ ersetzt. 
29. In Nummer 24 wird in der Überschrift die Angabe „Nr.“ durch 

das Wort „Nummer“ ersetzt.
30. In Nummer 25 wird in der Überschrift die Angabe „Nr.“ durch 

das Wort „Nummer“ ersetzt.
31. In Nummer 26 wird in der Überschrift die Angabe „Nr.“ durch 

das Wort „Nummer“ ersetzt.
32. Nummer 27 wird wie folgt geändert :

a) In der Überschrift wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort 
„Nummer“ ersetzt.

b) In Absatz 3 wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Ab-
satz“ ersetzt.

33. In Nummer 28 wird in der Überschrift die Angabe „Nr.“ durch 
das Wort „Nummer“ ersetzt.

34. In Nummer 29 wird in der Überschrift die Angabe „Nr.“ durch 
das Wort „Nummer“ ersetzt.

35. Nummer 30 wird wie folgt geändert :
a) In der Überschrift wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort 

„Nummer“ ersetzt.
b) In Absatz 2 wird jeweils die Angabe „Nr.“ durch das Wort 

„Nummer“ und die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Absatz“ 
ersetzt.

c) In Absatz 3 wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Ab-
satz“ ersetzt.

36. Nummer 32 wird wie folgt geändert :
a) In der Überschrift wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort 

„Nummer“ ersetzt.
b) In Absatz 4 wird die Angabe „(Nr. 16 Abs. 7)“ durch die 

Wörter „(Nummer 16 Absatz 4)“ ersetzt.
c) In Absatz 8 Buchstabe c wird die Angabe „(Nr. 16 Abs. 2)“ 

durch die Wörter „(Nummer 16 Absatz 2)“ ersetzt.
d) In Absatz 9 wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Ab-

satz“ ersetzt.
e) In Absatz 12 wird die Angabe „(Nr. 29 Abs. 2)“ durch die 

Wörter „(Nummer 29 Absatz 2)“ ersetzt.
f) Absatz 13 wird wie folgt gefasst :

„(13) die Zulassung von Betrieben nach dem Lebensmittel- 
und Futtermittelrecht und dem EU-Lebensmittelrecht ;“

g) In Absatz 14 Buchstabe b wird die Angabe „Abs.“ durch das 
Wort „Absatz“ ersetzt.

h) In Absatz 16 werden die Wörter „(Nummer 3 Absatz 6)“ 
durch die Wörter „(Nummer 3 Absatz 4)“ ersetzt.

37. Nummer 33 wird wie folgt geändert :
a) In der Überschrift wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort 

„Nummer“ ersetzt.
b) In Absatz 1 Buchstabe a und b wird jeweils die Angabe 

„Abs.“ durch das Wort „Absatz“ ersetzt.
c) In Absatz 1 Buchstabe e werden die Wörter „(Nummer 21 

Absatz 2 Buchstabe d)“ durch die Wörter „(Nummer 21 
Buchstabe d)“ ersetzt.

d) In Absatz 2 Buchstabe d und f wird jeweils die Angabe 
„Abs.“ durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

e) In Absatz 3 Buchstabe c und e wird jeweils die Angabe 
„Abs.“ durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

f) In Absatz 4 wird die Angabe „(Nr. 22a Abs. 2)“ durch die 
Wörter „(Nummer 22a Absatz 2)“ ersetzt.

g) Absatz 6 wird wie folgt gefasst :
„(6) die Untersagung der unberechtigten Führung eines 

Namens oder einer gesetzlich geschützten Berufsbezeich-
nung, soweit nicht die für Kulturelle Angelegenheiten 
(Nummer 7 Absatz 1) oder für Wissenschaft (Nummer 13 
Absatz 2) zuständige Senatsverwaltung oder das Landesamt 
für Gesundheit und Soziales Berlin (Nummer 32 Absatz 3) 
zuständig sind ;“

h) Absatz 8 wird wie folgt geändert :
aa) In Buchstabe a werden die Angabe „(Nr. 22b Abs. 1)“ 

durch die Wörter „(Nummer 22b Absatz 1)“ und die An-
gabe „Abs.“ durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

bb) In Buchstabe c wird die Angabe „(Nr. 22b Abs. 2)“ 
durch die Wörter „(Nummer 22b Absatz 2)“ ersetzt.

cc) In Buchstabe e wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort 
„Absatz“ und die Angabe „Nr.“ durch das Wort „Num-
mer“ ersetzt.

dd) In Buchstabe f wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort 
„Absatz“ ersetzt.

38. In Nummer 34 wird in der Überschrift die Angabe „Nr.“ durch 
das Wort „Nummer“ ersetzt.

39. Nummer 35 wird wie folgt geändert :
a) In der Überschrift wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort 

„Nummer“ ersetzt.
b) In den Absätzen 1 und 8 wird jeweils die Angabe „Abs.“ 

durch das Wort „Absatz“ ersetzt.
40. Nummer 36 wird wie folgt geändert :

a) In der Überschrift wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort 
„Nummer“ ersetzt.

b) In den Absätzen 1, 3, 4 und 7 wird jeweils die Angabe 
„Abs.“ durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

c) In Absatz 11 werden die Angabe „Nr.“ durch das Wort 
„Nummer“ und die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Absatz“ 
ersetzt.

d) In den Absätzen 12, 15 und 16 wird jeweils die Angabe 
„Abs.“ durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

41. In Nummer 37 wird in der Überschrift die Angabe „Nr.“ durch 
das Wort „Nummer“ ersetzt.

Artikel 2 
Neubekanntmachungsermächtigung

Die Senatsverwaltung für Inneres und Sport wird ermächtigt, das 
Allgemeine Sicherheits- und Ordnungsgesetz in der vom Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes an geltenden Fassung im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für Berlin bekannt zu machen. 

Artikel 3 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 30. Mai 2016

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Gesetz
zum Staatsvertrag zwischen dem Land Berlin und dem Land Brandenburg über die Einrichtung 
und den Betrieb eines klinischen Krebsregisters nach § 65c des Fünften Buches Sozialgesetzbuch

Vom 30. Mai 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Zustimmung zum Staatsvertrag

(1) Dem am 12. April 2016 unterzeichneten Staatsvertrag zwi-
schen dem Land Berlin und dem Land Brandenburg über die Ein-
richtung und den Betrieb eines klinischen Krebsregisters nach § 65c 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird als Anlage zu diesem Gesetz veröffent-
licht.

Artikel 2 
Änderung des Allgemeinen 

Zuständigkeitsgesetzes

Der Nummer 13 der Anlage zu § 4 Absatz 1 Satz 1 des Allgemei-
nen Zuständigkeitsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22. Juli 1996 (GVBl. S. 302, 472), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 30. Mai 2016 (GVBl. S. 282) geändert worden ist, 
wird folgender Absatz 12 angefügt:

„(12) Sicherstellung der klinischen Krebsregistrierung nach § 65c 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch.“

Artikel 3 
Aufhebung des Gesetzes zur Einführung 

einer Meldepflicht für Krebserkrankungen
Das Gesetz zur Einführung einer Meldepflicht für Krebserkran-

kungen vom 25. März 2004 (GVBl. S. 134), das zuletzt durch Arti-
kel II des Gesetzes vom 18. September 2011 (GVBl. S. 483) geän-
dert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 4 
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tage nach 
der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in 
Kraft. Artikel 3 tritt mit Inkrafttreten des Staatsvertrages in Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 40 in 
Kraft tritt, ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin bekannt zu 
machen.

Berlin, den 30. Mai 2016

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Staatsvertrag
zwischen dem Land Berlin und dem Land Brandenburg 

über die Einrichtung und den Betrieb eines klinischen Krebsregisters 
nach § 65c des Fünften Buches Sozialgesetzbuch

Das Land Berlin 
und 
das Land Brandenburg 
schließen nachstehenden Staatsvertrag :

Inhaltsverzeichnis
Präambel

Abschnitt 1
Organisation, Beleihung, Aufgaben und Finanzierung
Artikel 1  Einrichtung und Einzugsgebiete des klinischen Krebs-

registers
Artikel 2 Organisation des klinischen Krebsregisters
Artikel 3 Begriffsbestimmungen
Artikel 4 Beleihung
Artikel 5 Finanzierung
Artikel 6 Aufgaben des klinischen Krebsregisters
Artikel 7 Wissenschaftlicher Beirat
Artikel 8  Regionale Qualitätskonferenzen und Gemeinsame Qua-

litätskonferenz

Abschnitt 2
Aufsicht und Prüfrechte
Artikel 9 Aufsicht
Artikel 10 Prüfrecht der Rechnungshöfe und Finanzkontrolle

Abschnitt 3
Meldungen
Artikel 11 Meldepflichten
Artikel 12 Meldeanlässe
Artikel 13 Inhalt und Form der Meldungen
Artikel 14  Informationspflichten der meldepflichtigen Personen 

und der Meldestellen gegenüber Patientinnen und Pa-
tienten

Abschnitt 4
Rechte der Patientinnen und Patienten
Artikel 15 Widerspruchsrecht
Artikel 16  Widerspruch gegen die Speicherung medizinischer 

Daten im klinischen Krebsregister
Artikel 17 Auskunftsrecht
Artikel 18 Löschung und Sperrung des Direktabrufs

Abschnitt 5
Abrechnungsverfahren
Artikel 19 Grundsätze der Abrechnung
Artikel 20  Abrechnung mit den Krankenkassen und den Ersatz-

kassen
Artikel 21 Abrechnung mit den privaten Krankenversicherungen
Artikel 22  Abrechnung mit den Trägern der Kosten in Krank-

heits-, Pflege- und Geburtsfällen nach beamtenrechtli-
chen Vorschriften

Artikel 23  Abrechnung mit den meldepflichtigen Personen und 
den Meldestelle

Abschnitt 6
Datenverarbeitung
Artikel 24 Versorgungsbereich
Artikel 25 Auswertungsbereich
Artikel 26 Landesauswertungsstelle
Artikel 27 Koordinierungsstelle
Artikel 28 Geheimhaltungspflichten

Abschnitt 7
Datenaustausch mit Dritten
Artikel 29  Datenaustausch mit dem Gemeinsamen Krebsregister 

der Länder Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen-Anhalt und der Freistaaten Sach-
sen und Thüringen

Artikel 30  Datenaustausch mit anderen klinischen Krebsregistern 
Artikel 31  Patientenbezogene Datenabfrage durch meldepflich-

tige Personen und Meldestellen
Artikel 32 Datenübermittlung für die Versorgungsforschung
Artikel 33  Datenübermittlung für Zwecke der Krankenhauspla-

nung

Abschnitt 8
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten
Artikel 34 Straftaten
Artikel 35 Ordnungswidrigkeiten

Abschnitt 9
Übergangsvorschriften
Artikel 36  Übergangsregelungen für meldepflichtige Personen 

und Meldestellen mit Sitz im Land Berlin 
Artikel 37 Altfallregelung für das Land Brandenburg 

Abschnitt 10
Schlussvorschriften
Artikel 38 Geltungsdauer und Beendigung
Artikel 39 Einschränkung von Grundrechten
Artikel 40 Ratifikation und Inkrafttreten

Präambel
Der Staatsvertrag dient der Umsetzung der mit § 65c des Fünften 

Buches Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversicherung – (Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 
2482), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Februar 
2016 (BGBl. I S. 203, 231) geändert worden ist, für die Länder ge-
schaffenen Verpflichtung zur Einrichtung flächendeckender klini-
scher Krebsregister. Es ist gemeinsamer Wille der Länder Berlin und 
Brandenburg, durch die Einrichtung und den Betrieb eines länder-
übergreifenden klinischen Krebsregisters beider Länder die flächen-
deckende Qualitätssicherung der onkologischen Versorgung sicher-
zustellen.

Anlage zu Artikel 1 Absatz 2
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Abschnitt 1 
Organisation, Beleihung, Aufgaben 

und Finanzierung

Artikel 1 
Einrichtung und Einzugsgebiete 

des klinischen Krebsregisters
(1) Die Länder Berlin und Brandenburg richten zur Verbesserung 

der Qualität der onkologischen Versorgung nach § 65c des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch ein klinisches Krebsregister ein. Von ihm 
werden die Daten von Tumorpatientinnen und -patienten nach Maß-
gabe des Artikels 11 Absatz 4 erfasst, die ihren Hauptwohnsitz in 
einem der beiden Länder haben oder von einer Ärztin oder einem 
Arzt, einer Zahnärztin oder einem Zahnarzt oder einer Psychologi-
schen Psychotherapeutin oder einem Psychologischen Psychothera-
peuten mit Sitz in einem der beiden Länder behandelt werden.

(2) Einzugsgebiete des klinischen Krebsregisters sind jeweils das 
Land Berlin und das Land Brandenburg.

Artikel 2 
Organisation des klinischen 

Krebsregisters
(1) Das klinische Krebsregister der Länder Berlin und Branden-

burg wird in alleiniger Trägerschaft der Landesärztekammer Bran-
denburg errichtet.

(2) Das klinische Krebsregister besteht aus der Koordinierungs-
stelle mit Sitz im Land Brandenburg, einer dezentralen Registerstel-
le im Land Berlin sowie mehreren dezentralen Registerstellen im 
Land Brandenburg.

(3) Das klinische Krebsregister ist in Bezug auf die Datenverar-
beitung in einen Versorgungsbereich (Artikel 24), einen Auswer-
tungsbereich (Artikel 25) und die Koordinierungsstelle (Artikel 27), 
die zugleich die Aufgaben der Landesauswertungsstelle nach Arti-
kel 26 wahrnimmt, untergliedert. Der Versorgungsbereich umfasst 
alle dezentralen Registerstellen. Der Auswertungsbereich umfasst 
mindestens eine dezentrale Registerstelle je Einzugsgebiet. Die in 
Satz 1 genannten Organisationseinheiten sind Daten verarbeitende 
Stellen im Sinne von § 4 Absatz 3 Nummer 1 des Berliner Daten-
schutzgesetzes und § 3 Absatz 4 Nummer 1 des Brandenburgischen 
Datenschutzgesetzes und sowohl räumlich als auch organisatorisch 
und personell voneinander zu trennen. Die Trennung nach Satz 4 
besteht unabhängig von der unternehmensorganisatorischen Struk-
tur des klinischen Krebsregisters. 

Artikel 3 
Begriffsbestimmungen

(1) Identitätsdaten sind folgende Angaben über die persönlichen 
Verhältnisse der Patientin oder des Patienten, die eine Identifizie-
rung der Patientin oder des Patienten unmittelbar oder mittelbar er-
möglichen :
1. Familienname, Vornamen, frühere Namen,
2. Geschlecht,
3. Geburtsdatum,
4. Anschriften der Hauptwohnung (derzeitige und letzte frühere),
5. Datum der ersten Tumordiagnose,
6. Sterbedatum und
7. Krankenversichertennummer und Name der Krankenkasse bei 

gesetzlich krankenversicherten Personen, Name der Versiche-
rung und Versicherungs- oder Vertragsnummer bei privat kran-
kenversicherten Personen sowie Bezeichnung der Festsetzungs-
stelle und für die Leistungsbeantragung notwendige individuelle 
Nummer der beihilfeberechtigten oder berücksichtigungsfähi-
gen Person bei Personen mit einem Anspruch gegen Träger der 
Kosten in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen nach beamten-
rechtlichen Vorschriften.

(2) Epidemiologische Daten sind abweichend von § 2 Absatz 2 
des Krebsregistergesetzes vom 4. November 1994 (BGBl. I S. 3351), 
das gemäß Artikel 13 Absatz 1 des Staatsvertrages über das Gemein-
same Krebsregister der Länder Berlin, Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen 
und Thüringen vom 20./24. November 1997 als Landesrecht fort 
gilt, folgende Angaben :
1. Geschlecht,
2. Monat und Jahr der Geburt,
3. Wohnort oder Gemeindekennziffer,
4. Tumordiagnose nach dem Schlüssel der Internationalen Klassi-

fikation der Krankheiten (ICD) in der jeweiligen vom Deutschen 
Institut für medizinische Dokumentation und Information im 
Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit in Kraft gesetz-
ten und im Bundesanzeiger veröffentlichten Fassung,

5. Histologie nach dem Schlüssel der Internationalen Klassifikati-
on der onkologischen Krankheiten (ICD-O) in der jeweiligen 
vom Deutschen Institut für medizinische Dokumentation und 
Information veröffentlichten Fassung,

6. Lokalisation des Tumors, einschließlich der Angabe der Seite 
bei paarigen Organen, 

7. Monat und Jahr der ersten Tumordiagnose,
8. früheres Tumorleiden,
9. Stadium der Erkrankung (insbesondere TNM-Schlüssel zur 

Darstellung der Größe und des Metastasierungsgrades der Tu-
moren),

10. Sicherung der Diagnose (klinischer Befund, Histologie, Zytolo-
gie, Obduktion und andere),

11. Art der Therapie (kurative oder palliative Operationen, Strah-
len-, Chemo- oder andere Therapiearten),

12. Sterbemonat und -jahr,
13. Todesursache (Grundleiden) sowie
14. durchgeführte Autopsie.

(3) Klinische Daten sind :
1. epidemiologische Daten im Sinne des Absatzes 2 Nummer 1, 2 

und 4 bis 14 sowie
2. alle im nach § 65c Absatz 1 Satz 3 des Fünften Buches Sozialge-

setzbuch bundesweit einheitlichen Datensatz der Arbeitsge-
meinschaft Deutscher Tumorzentren und der Gesellschaft der 
epidemiologischen Krebsregister in Deutschland zur Basisdoku-
mentation für Tumorkranke und in ihn ergänzenden Modulen 
aufgeführten Merkmale in der jeweils gültigen und im Bundes-
anzeiger veröffentlichten Fassung, soweit sie nicht in Absatz 1 
Nummer 1 bis 4 und 7 sowie den Absätzen 5 und 6 Nummer 7 
bis 11 aufgeführt sind.

(4) Medizinische Daten sind alle in den Absätzen 1 bis 3 sowie 5 
und 6 aufgeführten Daten mit Ausnahme der Daten des Absatzes 1 
Nummer 1 bis 4.

(5) Daten zur meldepflichtigen Person oder Meldestelle sind :
1. Name und Vorname der meldepflichtigen Person,
2. Institution der meldepflichtigen Person einschließlich Abtei-

lung, Station und Fachgebiet sowie
3. Anschrift, Telefon- und Faxnummer sowie E-Mail-Adresse der 

Praxis oder Institution.
(6) Für die Abrechnung notwendige zusätzliche Daten sind :

1. Institutionskennzeichen des Krankenhauses oder für nach § 108 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch nicht zugelassene Kran-
kenhäuser Name und Anschrift des Krankenhauses,

2. Kennzeichen des letztbehandelnden Standortes, soweit das 
Krankenhaus nach dem jeweiligen Krankenhausplan über meh-
rere Standorte verfügt,

3. lebenslange Arztnummer,
4. Betriebsstättennummer des Vertragsarztsitzes,
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5. Name, Vorname und Anschrift der meldepflichtigen Person, so-
fern eine privatärztliche oder privatzahnärztliche Abrechnung 
erfolgt,

6. Zahnarztnummer,
7. Tumordiagnose und Seitenlokalisation nach dem Schlüssel der 

Internationalen Klassifikation der Krankheiten (ICD) in der je-
weiligen vom Deutschen Institut für medizinische Dokumenta-
tion und Information im Auftrag des Bundesministeriums für 
Gesundheit in Kraft gesetzten und im Bundesanzeiger veröffent-
lichten Fassung,

8. Datum des Meldeanlasses,
9. Art des Meldeanlasses,
10. Krankenversichertennummer und Name der Krankenkasse bei 

gesetzlich krankenversicherten Personen, Name der Versiche-
rung und Versicherungs- oder Vertragsnummer bei privat kran-
kenversicherten Personen sowie Bezeichnung der Festsetzungs-
stelle und für die Leistungsbeantragung notwendige individuelle 
Nummer der beihilfeberechtigten oder berücksichtigungsfähi-
gen Person bei Personen mit einem Anspruch gegen Träger der 
Kosten in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen nach beamten-
rechtlichen Vorschriften sowie

11. Kontoinhaberin oder Kontoinhaber und Bankverbindung der 
meldepflichtigen Person oder der Meldestelle.

(7) Best-of-Datensatz ist der Datensatz, in dem die besten Infor-
mationen aus mehreren Meldungen zu Diagnose, Therapie und dem 
Verlauf eines Tumors einer Patientin oder eines Patienten mit dem 
Ziel einer möglichst validen Beschreibung von Diagnose, Therapie 
und Verlauf ihrer oder seiner Krebserkrankung zusammengeführt 
werden. Neben den klinischen Daten enthält der Datensatz Angaben 
zu denjenigen meldepflichtigen Personen, aus deren Meldungen die 
Angaben jeweils entnommen wurden.

Artikel 4 
Beleihung

(1) Die Durchführung der Aufgaben nach diesem Staatsvertrag 
wird von den Ländern Berlin und Brandenburg im Wege der Belei-
hung der „Klinisches Krebsregister für Brandenburg und Berlin 
GmbH“ („GmbH“) mit deren Einverständnis übertragen. Die GmbH 
ist als Zweckbetrieb nach § 65 der Abgabenordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866 ; 2003 
I S. 61), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Dezember 
2015 (BGBl. I S. 2178, 2181) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung auszugestalten und zu führen und hat ausschließ-
lich steuerbegünstigte Zwecke nach dem Dritten Abschnitt des 
Zweiten Teiles der Abgabenordnung zu verfolgen. Die GmbH ist 
nicht befugt, Aufgaben nach Artikel 6 ganz oder teilweise Dritten zu 
übertragen.

(2) Alleingesellschafterin der GmbH ist die Landesärztekammer 
Brandenburg. Diese unterliegt bezüglich ihrer Stellung als Gesell-
schafterin der GmbH der Fachaufsicht gemäß Artikel 9. Die Landes-
ärztekammer Brandenburg ist unbeschadet der Regelungen des Arti-
kels 38 Absatz 3 nicht befugt, ihre Anteile an der GmbH ganz oder 
teilweise an Dritte zu veräußern oder zu verpfänden oder Dritte mit 
der Ausübung ihrer Stimmrechte zu bevollmächtigen.

Artikel 5 
Finanzierung

(1) Die vertragschließenden Länder tragen die nicht aus Einnah-
men nach § 65c Absatz 4 und 6 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch sowie sonstigen Einnahmen gedeckten notwendigen Betriebs-
kosten, die der GmbH unter Beachtung der Grundsätze der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit durch die Erfüllung der Aufgaben 
nach Artikel 6 entstehen. Betriebskosten, die durch Umsetzung einer 
Weisung oder mit Zustimmung der Fachaufsicht entstehen, gelten 
stets als notwendig im Sinne von Satz 1.

(2) Für das Jahr 2016 erhält die GmbH von den vertragschließen-
den Ländern innerhalb von 20 Tagen nach Inkrafttreten dieses 

Staatsvertrages einen Abschlag in Höhe von 13,89 Euro für jede bis 
zum 31. Dezember 2016 zu erwartende und nach § 65c Absatz 4 
Satz 2 bis 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch vergütungsfähige 
Meldung zu einem Neuerkrankungsfall sowie vom Land Branden-
burg die notwendigen Finanzmittel für die nach § 65c Absatz 1 
Satz 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch vorzunehmende lan-
desbezogene Auswertung der Daten des Jahres 2015 der von den 
Nachsorgeleitstellen der onkologischen Schwerpunktkrankenhäuser 
in Neuruppin, Schwedt, Frankfurt (Oder), Cottbus und Potsdam im 
Auftrag des Landes Brandenburg tatsächlich verarbeiteten vergü-
tungsfähigen Meldungen zu Neuerkrankungsfällen. Die Zahl der zu 
erwartenden Meldungen zu Neuerkrankungsfällen ermittelt sich 
bezogen auf das jeweilige Einzugsgebiet nach Artikel 1 Absatz 2 für 
das Land Berlin anhand der aktuellsten Schätzung der jährlichen 
Krebsneuerkrankungszahlen des Zentrums für Krebsregisterdaten 
nach § 2 Nummer 3 Buchstabe a Bundeskrebsregisterdatengesetz 
vom 10. August 2009 (BGBl. I S. 2702, 2707) in der jeweils gelten-
den Fassung und für das Land Brandenburg nach der Anzahl der im 
Jahr 2015 von den Nachsorgeleitstellen der onkologischen Schwer-
punktkrankenhäuser in Neuruppin, Schwedt, Frankfurt (Oder), 
Cottbus und Potsdam im Auftrag des Landes Brandenburg tatsäch-
lich verarbeiteten vergütungsfähigen Meldungen zu Neuerkran-
kungsfällen. Der Ausgleich etwaiger Über- oder Unterzahlungen 
infolge des Abweichens der prognostizierten von den tatsächlichen 
Betriebskosten erfolgt auf der Basis des geprüften Jahresabschlusses 
für das Geschäftsjahr 2016 mit den ergänzenden Zuschüssen des 
Folgejahres. Sofern der Jahresabschluss bis zum 1. Juni 2017 noch 
nicht in geprüfter Form vorliegt, sind an dessen Stelle die ungeprüf-
ten Ist-Zahlen vorzulegen.

(3) Ab dem Jahr 2017 gewähren die vertragschließenden Länder 
ihre Kostenbeteiligung in Form ergänzender Zuschüsse zu den not-
wendigen Betriebskosten, die jeweils zum 15. Januar und zum 15. 
Juni eines jeden Jahres fällig sind. Die ergänzenden Zuschüsse sind 
so zu bemessen, dass sie den für das folgende Halbjahr sowie den zu 
erwartenden und voraussichtlich nicht durch Einnahmen gedeckten 
notwendigen Betriebskosten entsprechen. Die zu erwartenden und 
voraussichtlich nicht durch Einnahmen gedeckten notwendigen Be-
triebskosten werden dabei anhand der im selben Zeitraum des Vor-
jahres verarbeiteten und nach § 65c Absatz 4 Satz 2 bis 4 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch vergüteten Meldungen zu Neuerkran-
kungsfällen ermittelt. Der Ausgleich etwaiger Über- oder Unterzah-
lungen infolge des Abweichens der prognostizierten von den tat-
sächlichen Betriebskosten erfolgt auf der Basis des geprüften Jah-
resabschlusses und des Lageberichts mit der zweiten Rate des jewei-
ligen Folgejahres. Sofern Jahresabschluss und Lagebericht bis zum 
1. Juni des jeweiligen Folgejahres noch nicht in geprüfter Form 
vorliegen, sind an deren Stelle die ungeprüften Ist-Zahlen vorzule-
gen.

(4) Die vertragschließenden Länder tragen von den ergänzenden 
Zuschüssen :
1. die auf Tumorpatientinnen und -patienten mit Hauptwohnsitz in 

ihrem Land entsprechend § 65c Absatz 4 Satz 6 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch entfallenden Anteile jeweils selbst,

2. die auf Tumorpatientinnen und -patienten mit Hauptwohnsitz im 
Einzugsgebiet eines anderen klinischen Krebsregisters entspre-
chend § 65c Absatz 4 Satz 6 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch entfallenden Anteile jeweils nach dem Sitz der melde-
pflichtigen Person oder der Meldestelle,

3. die Aufwendungen für Auswertungen auf Landesebene nach 
§ 65c Absatz 1 Satz 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch je-
weils zur Hälfte.

(5) Kosten der Erst- und Wiederbeschaffung sowie Ergänzung 
von Anlagegütern tragen, sofern die Anschaffung mit ihnen einver-
nehmlich abgestimmt wurde, die vertragschließenden Länder. So-
weit nicht durch Verwaltungsvereinbarung eine gesonderte Quote 
vereinbart wird, tragen die vertragschließenden Länder
1. die der Koordinierungsstelle eindeutig zuzuordnenden Investi-

tionskosten hälftig und 
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2. die einer dezentralen Registerstelle eindeutig zuzuordnenden 
Investitionskosten nach deren Standort.

Artikel 6 
Aufgaben des klinischen Krebsregisters

(1) Das klinische Krebsregister nimmt für die Länder Berlin und 
Brandenburg die in diesem Artikel genannten Aufgaben wahr. Bei 
der Aufgabenerledigung sind die vom Spitzenverband Bund der 
Krankenkassen auf der Grundlage des § 65c Absatz 2 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch beschlossenen Kriterien zur Förderung 
klinischer Krebsregister vom 20. Dezember 2013 zu beachten.

(2) Die Koordinierungsstelle hat folgende Aufgaben :
1. Administration des klinischen Krebsregisters und Vertretung 

nach außen,
2. Bearbeitung von Rechtsangelegenheiten einschließlich Daten-

schutzangelegenheiten,
3. Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten im Sinne des Artikels 35 

Absatz 2 Nummer 1 und 2,
4. Administration der Informationstechnik,
5. Berufung der Mitglieder und Wahrnehmung der Aufgabe der 

Geschäftsstelle des Beirats nach Artikel 7,
6. Initiierung, Unterstützung und Koordination der gemeinsamen 

Qualitätskonferenz unter der Schirmherrschaft beider Länder 
nach Artikel 8,

7. Entscheidung über Anträge zu Vorhaben der Versorgungsfor-
schung nach Artikel 32,

8. Abschluss von Kooperationsvereinbarungen zur Zusammenar-
beit mit Zentren der Onkologie für Aufgaben, die über tumorbe-
zogene Auswertungen nach Absatz 4 Nummer 1 und die patien-
tenbezogene Datenabfrage nach Artikel 31 hinausgehen sowie

9. Abschluss von Vereinbarungen bei einer über die patientenbezo-
gene Datenabfrage nach Artikel 31 hinausgehenden Begleitung 
von interdisziplinären und gegebenenfalls sektorenübergreifen-
den Tumorkonferenzen, sofern die Einwilligung der Patientin 
oder des Patienten hierfür vorliegt.

Werden im Rahmen von Vereinbarungen nach Satz 1 Nummer 8 
oder Nummer 9 über die in Absatz 4 Nummer 1 und Absatz 5 ge-
nannten hinausgehende Leistungen vereinbart, ist dem klinischen 
Krebsregister der damit verbundene zusätzliche Aufwand zu erstat-
ten.

(3) Die Koordinierungsstelle fungiert darüber hinaus als Landes-
auswertungsstelle mit folgenden Aufgaben :
1. jährliche landesbezogene Auswertung und Veröffentlichung des 

Berichts nach § 65c Absatz 1 Satz 4 des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch,

2. Übermittlung von Daten auf Anforderung an den Gemeinsamen 
Bundesausschuss für bundesweite Auswertungen nach § 65c 
Absatz 7 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch und

3. Zulieferung der Auswertungen, die zur Erstellung des vom Spit-
zenverband Bund der Krankenkassen ab dem Jahr 2018 alle fünf 
Jahre zu veröffentlichenden Berichts über die bundesweiten Er-
gebnisse der klinischen Krebsregistrierung nach § 65c Absatz 10 
Satz 3 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch erforderlich sind.

Der Bericht nach Satz 1 Nummer 1 enthält Aussagen, jeweils nach 
den Einzugsgebieten nach Artikel 1 Absatz 2 getrennt,
1. zu den Leistungsdaten des klinischen Krebsregisters des Vorjah-

res in aggregierter Form wie insbesondere Anzahl der Erstmel-
dungen, Folgemeldungen, Anzahl der wohnortbezogenen Mel-
dungen und der behandlungsortbezogenen Meldungen sowie 
Angaben über die Bevölkerung im Einzugsgebiet und

2. zur landesbezogenen aggregierten Auswertung aller für einen 
Tumor relevanten Daten und Qualitätsindikatoren, sowohl be-
handlungsort- als auch wohnortbezogen.

Bei der Auswertung nach Satz 2 Nummer 2 sind bundeseinheitliche 
Rechenregeln anzuwenden, die darzulegen sind. Der Bericht ist vor 

der Veröffentlichung den obersten Landesgesundheitsbehörden der 
Länder Berlin und Brandenburg vorzulegen.

(4) Der Auswertungsbereich hat folgende Aufgaben :
1. regelmäßige tumorbezogene Auswertung erfasster klinischer 

Daten und Rückmeldung der Ergebnisse an die einzelnen mel-
depflichtigen Personen oder Meldestellen in Form aggregierter 
tumorspezifischer Auswertungen (§ 65c Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch),

2. Bereitstellung von tumorspezifischen Analysen nach Maßgabe 
des Artikels 8 Absatz 2 Satz 1,

3. Übermittlung von Daten für Zwecke der Versorgungsforschung 
nach Artikel 32 Absatz 1,

4. Übermittlung von Daten für die Zwecke der Krankenhausplanung 
nach Artikel 33,

5. jährliche Übermittlung des Gesamtdatensatzes an die Landes-
auswertungsstelle nach Artikel 25 Absatz 1 Nummer 9,

6. Beteiligung an der einrichtungs- und sektorenübergreifenden 
Qualitätssicherung des Gemeinsamen Bundesausschusses nach 
§ 65c Absatz 8 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, soweit 
hierfür patientenidentifizierende Daten nicht erforderlich sind, 

7. Zusammenarbeit mit Zentren der Onkologie (§ 65c Absatz 1 
Satz 2 Nummer 6 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch) ent-
sprechend den Kooperationsvereinbarungen nach Absatz 2 
Satz 1 Nummer 8, soweit hierfür patientenbezogene Daten nicht 
erforderlich sind,

8. Entwicklung von Dokumentationsstandards und Durchführung 
von Schulungen der Beschäftigten des Versorgungsbereiches 
und

9. Analysen der Haupteinflussfaktoren des Behandlungserfolges 
selbst oder in Kooperation durchzuführen und die Ergebnisse 
den meldepflichtigen Personen und Meldestellen zur Verfügung 
zu stellen.

(5) Der Versorgungsbereich hat folgende Aufgaben :
1. Erfassung und Vollständigkeits- und Plausibilitätsprüfung der 

gemeldeten Daten, Klärung von unvollständigen oder nicht 
plausiblen Daten mit den meldepflichtigen Personen oder den 
Meldestellen,

2. langfristige Speicherung von Identitätsdaten der Patientinnen 
und Patienten,

3. Übermittlung von pseudonymisierten klinischen Daten und von 
meldendenbezogenen Angaben an den Auswertungsbereich,

4. gesonderte Speicherung von Daten nach Artikel 16 Absatz 1 
Satz 1 im Falle eines Widerspruchs nach Artikel 15,

5. Auskunftserteilung nach Artikel 17,
6. Löschung und Sperrung von Daten nach Maßgabe des Artikels 

18,
7. regelmäßige Übermittlung der Identitätsdaten und der epide-

miologischen Daten an das Gemeinsame Krebsregister der Län-
der Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sach-
sen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen und Thüringen nach 
Artikel 29 Absatz 1,

8. Übernahme der vom Gemeinsamen Krebsregister der Länder 
Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-An-
halt und der Freistaaten Sachsen und Thüringen nach Artikel 29 
Absatz 2 Satz 3 aus dem Abgleich mit den Daten der Meldere-
gister übermittelten Daten in den eigenen Datenbestand, 

9. Übernahme der vom Gemeinsamen Krebsregister der Länder 
Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-An-
halt und der Freistaaten Sachsen und Thüringen Daten der Lei-
chenschauscheine nach Artikel 29 Absatz 2 und 3 in den eigenen 
Datenbestand,

10. Übermittlung von Daten zu der letzten behandelnden Ärztin 
oder Zahnärztin oder zu dem letzten behandelnden Arzt oder 
Zahnarzt nach Artikel 29 Absatz 4,



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      72. Jahrgang      Nr. 14      9. Juni 2016298

11. Datenaustausch mit anderen klinischen Krebsregistern bei Ab-
weichung von Wohn- und Behandlungsort der Patientinnen und 
Patienten nach Artikel 30,

12. Übermittlung des Best-of-Datensatzes an meldepflichtige Perso-
nen oder Meldestellen nach Artikel 31,

13. Bereitstellung von personenidentifizierenden Daten für Vorha-
ben der Versorgungsforschung nach Artikel 32 Absatz 2 und 
Einholung von Einwilligungen nach Artikel 32 Absatz 4 Satz 4,

14. Ermittlung von Ordnungswidrigkeiten im Sinne des Artikels 35 
Absatz 2 Nummer 1 und 2,

15. Abrechnung der Registerpauschale und der Meldevergütungen 
mit den Kostenträgern und den meldepflichtigen Personen oder 
den Meldestellen nach den Artikeln 19 bis 23,

16. Zusammenarbeit mit Zentren der Onkologie (§ 65c Absatz 1 
Satz 2 Nummer 6 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch) entspre-
chend den Kooperationsvereinbarungen nach Absatz 2 Satz 1 
Nummer 8, soweit hierfür patientenbezogene Daten erforderlich 
sind,

17. Initiierung und Begleitung von interdisziplinären und gegebe-
nenfalls sektorenübergreifenden Tumorkonferenzen (§ 65c Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch) 
entsprechend den Vereinbarungen nach Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 9,

18. Durchführung der Pseudonymisierung für Beteiligung an der 
einrichtungs- und sektorenübergreifenden Qualitätssicherung 
des Gemeinsamen Bundesausschusses (§ 65c Absatz 8 des Fünf-
ten Buches Sozialgesetzbuch), in Erfüllung der Aufgabe der 
Vertrauensstelle im Sinne des § 299 des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch,

19. regelmäßige Durchführung der Kontrollen zur Vollständigkeit 
der Registrierungen sowie

20. regelmäßige Durchführung der Kontrollen zur Vollzähligkeit 
der Registrierungen unter Heranziehung der dazu vom Gemein-
samen Krebsregister der Länder Berlin, Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen 
und Thüringen bereitgestellten Zahlen sowie den Abgleich die-
ser Zahlen mit der Zahl der gesondert gespeicherten Widersprü-
che nach Artikel 16 Absatz 1 Satz 1.

Artikel 7 
Wissenschaftlicher Beirat

(1) Dem klinischen Krebsregister wird zur wissenschaftlichen 
und fachlichen Beratung und Begleitung ein Beirat zur Seite gestellt. 
Der Beirat gibt Empfehlungen ab, insbesondere
1. zu Fragen des Datennutzungs- und Datenschutzkonzeptes,
2. zur Förderung des Zusammenwirkens aller mit der Sicherung 

der Qualität und Weiterentwicklung der onkologischen Versor-
gung befassten Akteurinnen und Akteure,

3. zur Schaffung und Aufrechterhaltung von Akzeptanz für die flä-
chendeckende klinische Krebsregistrierung und

4. zur Bereitstellung von Krebsregisterdaten in Zusammenhang 
mit Anträgen zur Versorgungsforschung nach Artikel 32 im 
Rahmen eines Datennutzungskonzepts.

Darüber hinaus soll der Beirat das klinische Krebsregister bei der 
Öffentlichkeitsarbeit unterstützen.

(2) Der Beirat besteht aus Vertretungen
1. der Krankenhausgesellschaften,
2. der Kassenärztlichen Vereinigungen,
3. der Ärztekammern,
4. der Zahnärztekammern,
5. der Dachverbände der Tumorzentren,
6. der Landesverbände der Krankenkassen und der Ersatzkassen,
7. der Landesausschüsse des Verbandes der privaten Krankenversi-

cherung e. V.,

8. der medizinischen Fakultäten und
9. der obersten Landesgesundheitsbehörden
jeweils beider Länder. Die in Satz 1 genannten Stellen schlagen dem 
klinischen Krebsregister jeweils ein Mitglied und zwei Stellvertre-
tungen vor. Das klinische Krebsregister beruft diese im Einverneh-
men mit der Landesärztekammer Brandenburg und den vertrag-
schließenden Ländern für die Dauer von vier Jahren. Bei der 
Besetzung des Beirates sollen weibliche und männliche Personen 
gleichermaßen berücksichtigt werden. Eine wiederholte Berufung 
ist zulässig. Scheidet ein Mitglied oder eine Stellvertretung während 
der Amtsperiode aus, wird für die restliche Dauer der Amtsperiode 
eine Nachfolge berufen. Die Mitglieder des Beirates und ihre Stell-
vertretungen dürfen in keinem Beschäftigungs- oder sonstigen 
Dienstleistungsverhältnis zur GmbH stehen. Sie sind im Verhältnis 
zur GmbH fachlich und persönlich unabhängig. Mitglieder des Bei-
rats wirken nicht an Empfehlungen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 
zu Anträgen mit, zu denen sie direkt oder indirekt in Beziehung ste-
hen. Auslagen der Mitglieder des Beirates und ihrer Stellvertretun-
gen sowie ihrer Dienstherren oder Auftraggeber werden von der 
GmbH nicht erstattet.

(3) Auf Vorschlag der in Absatz 2 Satz 1 genannten Stellen kön-
nen außerdem Vertretungen von anderen Stellen und Organisationen 
berufen werden. Dabei sollen vorzugsweise Vertretungen solcher 
Stellen und Organisationen berufen werden, die sich in den vertrag-
schließenden Ländern maßgeblich für die Wahrnehmung der Inter-
essen der Patientinnen und Patienten mit onkologischen Erkrankun-
gen einsetzen. Absatz 2 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend mit der Maß-
gabe, dass auf Antrag Reisekosten nach dem Bundesreisekostenge-
setz und der im Land Brandenburg hierzu geltenden Vorschriften 
von der GmbH erstattet werden.

(4) Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung, in der insbesondere 
zu regeln ist :
1. die Aufgaben der beim klinischen Krebsregister einzurichtenden 

Geschäftsstelle,
2. das Verfahren zur Bestimmung der oder des Vorsitzenden,
3. die Aufgaben der oder des Vorsitzenden,
4. das Verfahren zur Beschlussfassung und
5. die Hinzuziehung von Sachverständigen und Gästen.
Die Geschäftsordnung ist von der Aufsichtsbehörde über das klini-
sche Krebsregister zu genehmigen.

Artikel 8 
Regionale Qualitätskonferenzen und 

Gemeinsame Qualitätskonferenz
(1) Unter Schirmherrschaft beider Länder wird bei der Koordinie-

rungsstelle zur Initiierung, Unterstützung und Koordination einrich-
tungsinterner und einrichtungsübergreifender regionaler Qualitäts-
zirkel oder interdisziplinärer Arbeitsgruppen (regionale Qualitäts-
konferenzen) eine gemeinsame Qualitätskonferenz eingerichtet. 
Regionale Qualitätskonferenzen können sich der gemeinsamen 
Qualitätskonferenz als Unterarbeitsgruppen zuordnen lassen und 
hierbei auch neue regionale und tumorspezifische Unterarbeitsgrup-
pen bilden. Die gemeinsame Qualitätskonferenz stellt einmal jähr-
lich der Fachöffentlichkeit und interessierten Patientenvertretungen 
die aktuellen landesbezogenen Auswertungen nach Artikel 6 Ab-
satz 3 Satz 1 Nummer 1 vor und dient dabei der Entwicklung von 
Lösungsansätzen für aktuelle Fragen der onkologischen Versorgung.

(2) Die regionalen Qualitätskonferenzen führen regelmäßig mit-
hilfe der ihnen vom Auswertungsbereich nach Artikel 6 Absatz 4 
Nummer 2 auf Anfrage bereitgestellten Auswertungen tumorspezifi-
sche Analysen und Maßnahmen zur regionalen und einrichtungsbe-
zogenen Versorgungsqualität durch und fördern die interdisziplinäre 
sektorübergreifende Zusammenarbeit. Fordern regionale Qualitäts-
konferenzen dabei auch Auswertungen von nicht an ihnen teilneh-
menden meldepflichtigen Personen oder Meldestellen an, bedarf die 
Bereitstellung dieser Daten der Einwilligung der betreffenden mel-
depflichtigen Personen oder Meldestellen. Die regionalen Qualitäts-
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konferenzen übermitteln ihre Ergebnisse und Feststellungen min-
destens einmal jährlich an die nach Artikel 6 Absatz 3 zur Koordi-
nierungsstelle gehörenden Landesauswertungsstelle. 

(3) Die Landesauswertungsstelle führt die übermittelten Ergeb-
nisse und Feststellungen der regionalen Qualitätskonferenzen zu-
sammen und prüft, ob diese in die jährliche landesbezogene Aus-
wertung nach Artikel 6 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 aufzunehmen 
sind.

Abschnitt 2 
Aufsicht und Prüfrechte

Artikel 9 
Aufsicht

(1) Die GmbH und diejenigen Beschäftigten, die eine oder mehre-
re Aufgaben nach Absatz 3 Satz 1 wahrnehmen, unterliegen der 
Fachaufsicht der obersten Landesgesundheitsbehörde des Landes 
Brandenburg (Aufsichtsbehörde). Die Aufsicht ist im Einvernehmen 
mit der obersten Landesgesundheitsbehörde des Landes Berlin aus-
zuüben.

(2) Änderungen des Gesellschaftsvertrages der GmbH nach § 53 
des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung und die Ausübung der Bestimmungsrechte der Gesellschafterin 
nach § 46 Nummer 1 und 5 bis 8 des Gesetzes betreffend die Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung bedürfen der vorherigen Zustim-
mung der Aufsichtsbehörde.

(3) Die Anstellung von Personen bei der GmbH, denen eine oder 
mehrere der folgenden Aufgaben übertragen werden sollen, bedarf 
der vorherigen Zustimmung und ihrer Bestellung durch die Auf-
sichtsbehörde :
1. Geschäftsführung,
2. Prokuristin oder Prokurist,
3. Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten,
4. Behördliche Beauftragte oder Behördlicher Beauftragter für den 

Datenschutz,
5. Leitung der Administration der Informationstechnik und
6. Leitungen der dezentralen Registerstellen.
Satz 1 gilt für die Übertragung einer oder mehrerer der vorgenannten 
Aufgaben auf bereits bei der GmbH beschäftigte Personen entspre-
chend. Zustimmungen und Bestellungen nach Satz 1 oder Satz 2 
dürfen nur erfolgen, wenn die betreffenden Personen die erforderli-
che Sachkunde für die von ihr wahrzunehmenden Aufgaben nach-
weislich besitzen und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass ih-
nen die erforderliche Zuverlässigkeit fehlt ; die Bestellung erfolgt 
widerruflich. Die Aufsichtsbehörde kann allgemeine Anforderungen 
an die Auswahl der Beschäftigten der GmbH festlegen. Entgeltliche 
Nebentätigkeiten von nach Satz 1 oder Satz 2 bestellten Personen 
bedürfen der Zustimmung durch die Aufsichtsbehörde.

(4) Die Aufsichtsbehörde kann der GmbH allgemeine Weisungen 
zur Erfüllung der Aufgaben nach Artikel 6 erteilen. Im Einzelfall 
können Weisungen erteilt werden, wenn die Aufgaben nach Arti-
kel 6 nicht im Einklang mit den Gesetzen oder den vom Spitzenver-
band Bund der Krankenkassen auf der Grundlage des § 65c Absatz 2 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch beschlossenen Kriterien zur 
Förderung klinischer Krebsregister vom 20. Dezember 2013 wahr-
genommen oder erteilte allgemeine Weisungen nicht befolgt wer-
den. Die GmbH ist verpflichtet, der Aufsichtsbehörde jederzeit 
Auskunft zu erteilen und Einsicht in Akten und sonstige Schriftstü-
cke zu gewähren. Werden Akten und sonstige Schriftstücke aus-
schließlich elektronisch geführt, erfolgt die Akteneinsicht durch Er-
teilung eines Aktenausdrucks, Darstellung auf dem Bildschirm oder 
durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments. Eine Offenba-
rung von Identitätsdaten im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 1 
bis 4 ist nicht zulässig.

(5) Kommt die GmbH einer Weisung der Aufsichtsbehörde nicht 
fristgemäß nach, kann die Aufsichtsbehörde anstelle und auf Kosten 
der GmbH tätig werden oder Dritte tätig werden lassen. Sie kann das 

Selbsteintrittsrecht auch durch Weisungen gegenüber den Beschäf-
tigten der GmbH ausüben.

Artikel 10 
Prüfrecht der Rechnungshöfe 

und Finanzkontrolle
(1) Die Rechnungshöfe der vertragschließenden Länder sind be-

rechtigt, die Haushalts- und Wirtschaftsführung der GmbH im Rah-
men der Durchführung dieses Staatsvertrages zu prüfen. Eine Offen-
barung patientenidentifizierender Daten gemäß Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 bis 4 ist nicht zulässig. Sie sollen Prüfvereinbarungen auf 
der Grundlage von § 93 der Landeshaushaltsordnung des Landes 
Berlin und von § 93 der Landeshaushaltsordnung des Landes Bran-
denburg treffen. Die Alleingesellschafterin hat für die Aufnahme 
entsprechender Vorschriften in den Gesellschaftsvertrag oder die 
Satzung der GmbH zu sorgen.

(2) Die Rechnungshöfe können eine Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft mit der Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung sowie 
mit der Rechnungslegung zu Lasten der GmbH beauftragen. Die 
Prüfung nach § 317 des Handelsgesetzbuches und der Inhalt des 
Prüfberichts nach § 321 des Handelsgesetzbuches müssen auch die 
Prüfinhalte nach § 53 Absatz 1 Nummer 1 und 2 des Haushalts-
grundsätzegesetzes umfassen. Eine Offenbarung patientenidentifi-
zierender Daten gemäß Artikel 3 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 ist nicht 
zulässig. 

Abschnitt 3 
Meldungen

Artikel 11 
Meldepflichten

(1) In den Ländern Berlin oder Brandenburg tätige Ärztinnen, 
Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte (meldepflichtige Personen) 
sind abweichend von § 3 Absatz 1 Satz 1 des Krebsregistergesetzes 
verpflichtet, die in Artikel 3 Absatz 1 bis 6 genannten oder in Bezug 
genommenen Angaben zu ihnen und den von ihnen behandelten 
Patientinnen und Patienten mit Hauptwohnsitz in der Bundesrepub-
lik Deutschland, bei denen sie Tumorerkrankungen im Sinne des 
Absatzes 4 diagnostizieren, behandeln oder nachsorgen, bei den in 
Artikel 12 genannten Meldeanlässen dem Versorgungsbereich zu 
übermitteln, soweit sie darüber verfügen. Soweit der einheitliche 
Datensatz der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Tumorzentren und der 
Gesellschaft der epidemiologischen Krebsregister in Deutschland 
und ihn ergänzende Module nach § 65c Absatz 1 Satz 3 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch psychotherapeutische Behandlungsmaß-
nahmen vorsehen, besteht die Meldepflicht nach Satz 1 auch für 
Psychologische Psychotherapeutinnen und Psychologische Psycho-
therapeuten.

(2) Die Übermittlung hat innerhalb von vier Wochen nach dem 
Eintritt des jeweiligen Meldeanlasses zu erfolgen.

(3) Die meldepflichtigen Personen sind von ihrer Verschwiegen-
heitspflicht befreit, soweit dies zur Erfüllung der Meldepflicht nach 
Absatz 1 erforderlich ist. Unter der Voraussetzung des Absatzes 1 
Satz 2 gilt dies auch für Psychologische Psychotherapeutinnen und 
Psychologische Psychotherapeuten.

(4) Meldepflichtig sind bösartige Neubildungen einschließlich 
ihrer Frühstadien und gutartige Tumoren des zentralen Nervensys-
tems nach Kapitel II der Internationalen statistischen Klassifikation 
der Krankheiten und verwandter Gesundheitsprobleme (ICD) mit 
Ausnahme von Erkrankungsfällen, die an das Deutsche Kinder-
krebsregister zu melden sind, und nicht-melanotischer Hautkrebsar-
ten und ihrer Frühstadien. Abweichend von § 3 Absatz 1 Satz 1 des 
Krebsregistergesetzes besteht eine Meldepflicht ausschließlich ge-
genüber dem klinischen Krebsregister. Für Erkrankungsfälle, die an 
das Deutsche Kinderkrebsregister zu melden sind, und für nicht-me-
lanotische Hautkrebsarten und ihre Frühstadien besteht abweichend 
von § 3 Absatz 1 Satz 1 des Krebsregistergesetzes die Meldepflicht 
zum Gemeinsamen Krebsregister der Länder Berlin, Brandenburg, 
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Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und der Freistaaten 
Sachsen und Thüringen.

(5) Zwei oder mehr gemeinsam tätige meldepflichtige Personen 
und die ärztliche Leitung einer Stelle, bei der meldepflichtige Perso-
nen angestellt sind, bilden Meldestellen. Die Meldestellen haben 
sicherzustellen, dass bei jedem Meldeanlass eine Meldung erfolgt.

(6) Meldepflichtige Personen und Meldestellen können einzelne 
einrichtungsbezogene Krebsregister mit Sitz im Land Berlin oder im 
Land Brandenburg mit der Meldung betrauen und die erforderlichen 
Patientendaten diesen gegenüber offenbaren, wenn eine fristgerech-
te Meldung und die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vor-
schriften gewährleistet ist. In einer solchen Meldung sind der Name 
und die Anschrift der meldepflichtigen Person oder der Meldestelle, 
für die die Meldung erfolgt, anzugeben.

(7) Meldepflichtige Personen und Meldestellen können die GmbH 
mit der Durchführung von Meldungen nach Absatz 1 Satz 1 beauf-
tragen, wenn die meldepflichtige Person oder die Meldestelle tech-
nisch und organisatorisch sicherstellt und nachweist, dass der Zu-
griff auf die für die klinische Krebsregistrierung erforderlichen Da-
ten beschränkt ist.

Artikel 12 
Meldeanlässe

Meldeanlässe sind :
1. die Diagnose einer Tumorerkrankung,
2. die histologische, zytologische oder labortechnische Sicherung 

der Diagnose,
3. der Beginn und der Abschluss einer therapeutischen Maßnahme 

(insbesondere Operation, Strahlentherapie, systemische Thera-
pie),

4. jede Änderung im Verlauf einer Tumorerkrankung, wie bei-
spielsweise das Auftreten von Rezidiven, Metastasen, das Vor-
anschreiten der Tumorerkrankung, teilweise oder vollständige 
Tumorremission und Nebenwirkungen, sowie

5. der Tod der Patientin oder des Patienten.

Artikel 13 
Inhalt und Form der Meldungen

(1) Der Inhalt der nach Artikel 11 Absatz 1 Satz 1 zu meldenden 
Daten bestimmt sich unbeschadet des Artikels 11 Absatz 4 nach Ar-
tikel 3 Absatz 1 bis 6. Die GmbH veröffentlicht die amtliche Fund-
stelle der nach Artikel 3 Absatz 3 Nummer 2 in Verbindung mit 
§ 65c Absatz 1 Satz 3 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch gelten-
den Datensatzes in geeigneter Form. Zusätzlich muss jede Meldung 
die Angabe enthalten, ob die Informationspflichten nach Artikel 14 
erfüllt wurden oder, falls dies nicht erfolgt ist, den Grund hierfür. 
Die Regelungen zu den im Falle einer Meldung durch eine diagnos-
tizierende Einrichtung ohne Patientenkontakt zu übermittelnden 
Daten nach Absatz 3 oder zu den bei einer Ausübung des Wider-
spruchsrechts durch eine Patientin oder einen Patienten zu übermit-
telnden Daten nach Absatz 4 bleiben unberührt.

(2) Die Meldungen sind, soweit die Sätze 4 und 6 nichts anderes 
bestimmen, in strukturierter elektronischer Form an den Versor-
gungsbereich unter Verwendung der vom klinischen Krebsregister 
veröffentlichten Meldeformulare oder anderer von ihm vorgegebe-
ner elektronischer Formate zu übermitteln. Dabei sind technische 
und organisatorische Maßnahmen nach den jeweils geltenden Si-
cherheitsstandards vorzunehmen, die geeignet und erforderlich sind, 
den Zugriff unberechtigter Dritter auf die Daten während ihrer 
Übertragung oder ihrer Zwischenspeicherung auf Systemen, die für 
Übermittlung und Empfang der Meldungen verwendet werden, zu 
verhindern. Die elektronische leitungsgebundene Meldung ist nur 
mit elektronischem Heilberufsausweis zulässig ; dabei sind dessen 
Funktionen für die Authentifikation der übermittelnden Person und 
die Signatur der zu übermittelnden Daten einzusetzen. Abweichend 
von Satz 1 können die Meldungen bis zum 31. Dezember 2020 auch 
in anderer Form, insbesondere durch Übermittlung ärztlicher Be-

fundberichte oder mit maschinell verwertbaren Datenträgern, erfol-
gen. Dabei ist sicherzustellen, dass nur die für die klinische Krebs-
registrierung erforderlichen Daten übermittelt werden. Zur Vermei-
dung unbilliger Härten kann das klinische Krebsregister auf Antrag 
auch nach dem 31. Dezember 2020 Ausnahmen zulassen.

(3) Im Falle einer Meldung durch eine diagnostizierende Einrich-
tung ohne Patientenkontakt sind mit der Meldung auch Angaben 
nach Artikel 3 Absatz 5 zu der meldepflichtigen Person oder der 
Meldestelle, die das diagnostische Tätigwerden veranlasst hat, zu 
übermitteln.

(4) Legt eine Patientin oder ein Patient bei der meldepflichtigen 
Person oder der Meldestelle Widerspruch nach Artikel 15 Absatz 1 
oder Absatz 2 ein, ist dem klinischen Krebsregister die Tatsache und 
die Art des Widerspruchs zu übermitteln. Die im Falle eines Wider-
spruchs nach Artikel 15 Absatz 1 zu übermittelnden Daten bestim-
men sich nach Artikel 16 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 5.

Artikel 14 
Informationspflichten der meldepflichtigen 
Personen und der Meldestellen gegenüber 

Patientinnen und Patienten
(1) Meldepflichtige Personen und Meldestellen sind verpflichtet, 

die wegen einer Tumorerkrankung von ihnen behandelten Patientin-
nen und Patienten vor der ersten Übermittlung ihrer Daten über die 
beabsichtigte Meldung, die Kategorien der hierbei verarbeiteten Da-
ten, den Zweck der Meldung, die Aufgaben des klinischen Krebsre-
gisters, den Meldeempfänger, die Weiterleitung von Daten an das 
Gemeinsame Krebsregister der Länder Berlin, Brandenburg, Meck-
lenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen 
und Thüringen und dessen Aufgaben sowie über die Rechte nach den 
Artikeln 15 bis 17 zu informieren. Die meldepflichtigen Personen 
und die Meldestellen sind auch verpflichtet, die behandelten Patien-
tinnen und Patienten unverzüglich über eine Information nach Ab-
satz 4 zu informieren und die Information nach Satz 1 nachzuholen. 
Von der Information nach Satz 1 vor einer Meldung darf nur in den 
Fällen der Absätze 3 und 4 abgesehen werden. Die meldepflichtige 
Person oder die Meldestelle hat eine schriftliche Bestätigung des 
Erhalts und der Kenntnisnahme der Information nach den Sätzen 1 
und 2 von der betreffenden Patientin oder dem betreffenden Patien-
ten einzuholen und zur Patientenakte zu nehmen. Die Informations-
pflichten der meldepflichtigen Personen und Meldestellen gelten 
auch gegenüber den gesetzlichen Vertreterinnen oder Vertretern oder 
Bevollmächtigten für die Gesundheitssorge der von ihnen wegen ei-
ner Tumorerkrankung behandelten Patientinnen und Patienten.

(2) Zur Information ist ein vom klinischen Krebsregister kosten-
los in elektronischer Form in deutscher Sprache und in anderen 
Sprachen zur Verfügung gestelltes Informationsblatt für Patientin-
nen und Patienten zu verwenden. Bei der Erstellung des Informa-
tionsblattes sind die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz 
und das Recht auf Akteneinsicht des Landes Brandenburg und ge-
eignete Patientenorganisationen zu beteiligen.

(3) Abweichend von Absatz 1 dürfen behandelnde meldepflichti-
ge Personen und Meldestellen von der Information der von ihnen 
behandelten Patientin oder des von ihnen behandelten Patienten ab-
sehen, wenn ihre Information oder Aufklärung über das Vorliegen 
einer Krebserkrankung wegen der Gefahr einer anderenfalls eintre-
tenden erheblichen Gesundheitsverschlechterung unterblieben ist. 
Die Gründe für das Absehen von der Information sind aufzuzeich-
nen. Wird die behandelte Patientin oder der behandelte Patient nach 
der Übermittlung ihrer Daten über das Vorliegen einer Krebserkran-
kung aufgeklärt, ist die Information nach Absatz 1 Satz 1 unverzüg-
lich nachzuholen.

(4) Diagnostizierende meldepflichtige Personen oder Meldestel-
len ohne direkten Patientenkontakt haben die meldepflichtige Person 
oder die Meldestelle, die das diagnostische Tätigwerden veranlasst 
hat, über eine vorgenommene Meldung an das klinische Krebsregis-
ter zu informieren. Die in den diagnostizierenden Einrichtungen 
ärztlich oder zahnärztlich tätigen Personen sind insoweit von ihrer 
Verschwiegenheitspflicht befreit.
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Abschnitt 4 
Rechte der Patientinnen und Patienten

Artikel 15 
Widerspruchsrecht

(1) Patientinnen und Patienten, ihre gesetzlichen Vertreterinnen 
und Vertreter sowie die von ihnen für die Gesundheitssorge bevoll-
mächtigten Personen haben jederzeit ein Recht auf Widerspruch. 
Der Widerspruch kann sich auf die Speicherung medizinischer Da-
ten der Patientin oder des Patienten aus einzelnen oder aus allen 
Meldungen im klinischen Krebsregister beziehen.

(2) Patientinnen und Patienten mit Hauptwohnsitz im Land Bran-
denburg haben unabhängig vom Widerspruchsrecht nach Absatz 1 
das Recht, nur der Übermittlung von epidemiologischen Daten nach 
Artikel 29 Absatz 1 durch das klinische Krebsregister an das Ge-
meinsame Krebsregister der Länder Berlin, Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen 
und Thüringen zu widersprechen. Patientinnen und Patienten mit 
Hauptwohnsitz im Land Berlin steht das Recht auf Widerspruch 
gegen die Übermittlung von epidemiologischen Daten nach Arti-
kel 29 Absatz 1 durch das klinische Krebsregister an das Gemeinsa-
me Krebsregister der Länder Berlin, Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen 
und Thüringen abweichend von § 3 Absatz 2 Satz 2 des Krebsregis-
tergesetzes nicht zu.

(3) Der Widerspruch kann bei der meldepflichtigen Person oder 
der Meldestelle oder bei dem Versorgungsbereich erhoben werden.

(4) Die Vorschriften zum Widerspruchsrecht sind bis zum 
31. Dezember 2019 zu evaluieren.

Artikel 16 
Widerspruch gegen die Speicherung 

medizinischer Daten im klinischen Krebsregister
(1) Im Fall eines Widerspruchs gegen die Speicherung medizini-

scher Daten aus einer Meldung oder aus allen Meldungen im klini-
schen Krebsregister nach Artikel 15 Absatz 1 sind lediglich die Da-
ten der Patientin oder des Patienten im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 
Nummer 1 bis 4 und die Tatsache und die Art des Widerspruchs im 
Versorgungsbereich gesondert zu speichern. Die Daten im Sinne des 
Artikels 3 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 dürfen nur für Zwecke nach 
Absatz 4 verarbeitet werden. Andere als die in Satz 1 genannten 
Daten und Angaben dürfen zu diesen Patientinnen und Patienten 
durch das klinische Krebsregister vorbehaltlich des Absatzes 5 nicht 
verarbeitet werden. Hat die Patientin oder der Patient Widerspruch 
gegen die Speicherung medizinischer Daten aus allen Meldungen 
erhoben, sind auch die bereits zu dieser Person gespeicherten medi-
zinischen Daten zu löschen, und die Daten im Sinne des Artikels 3 
Absatz 1 Nummer 1 bis 4 sind in den gesonderten Datenbestand 
nach Satz 1 zu überführen.

(2) Meldepflichtige Personen und Meldestellen, die Meldungen 
zu Patientinnen oder Patienten veranlassen, die einen Widerspruch 
gegen die Speicherung medizinischer Daten aus allen Meldungen 
erhoben haben, sind umgehend über den Widerspruch zu informie-
ren. Ein Vergütungsanspruch nach Artikel 23 besteht nicht für Mel-
dungen, die nach Erteilung der Information nach Satz 1 bei dem 
klinischen Krebsregister eingehen.

(3) Die Daten im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 
nehmen am regelmäßigen Abgleich mit den Melderegisterdaten und 
den Leichenschauscheinen nach Artikel 29 Absatz 2 und 3 teil. Sie 
sind nach Bekanntwerden des Todes der Patientin oder des Patienten 
aufgrund des Leichenschauscheins unverzüglich zu löschen, soweit 
und solange sie nicht für die in Absatz 4 genannten Zwecke erforder-
lich sind. Liegen die Daten dem klinischen Krebsregister allein 
aufgrund des Hauptwohnsitzes der Patientin oder des Patienten vor, 
sind sie bei einem Wechsel des Hauptwohnsitzes der Patientin oder 
des Patienten in das Einzugsgebiet eines anderen regionalen klini-
schen Krebsregisters nach Übermittlung an das für den neuen 
Hauptwohnsitz zuständige klinische Krebsregister nach Artikel 30 
Absatz 1 Satz 3 unverzüglich zu löschen.

(4) Die Daten im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 
dürfen vorbehaltlich des Absatzes 5 nur für folgende Zwecke verar-
beitet werden :
1. zur Durchsetzung des Widerspruchrechts nach Artikel 15 Ab-

satz 1,
2. zur regelmäßigen Prüfung der Vollständigkeit nach Artikel 24 

Nummer 6,
3. zur regelmäßigen Prüfung der Vollzähligkeit nach Artikel 24 

Nummer 7,
4. zur Verfolgung und Ahndung einer Straftat im Sinne des Arti-

kels 34 oder einer Ordnungswidrigkeit im Sinne des Artikels 35 
sowie

5. zur Übermittlung im Rahmen des Datenaustausches mit einem 
anderen klinischen Krebsregister nach Artikel 30 Absatz 1 Satz 3.

(5) Für Patientinnen und Patienten mit Hauptwohnsitz im Land 
Berlin sind zusätzlich zu den in Absatz 1 Satz 1 genannten Daten 
und Angaben die Daten im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 5 
und 6 sowie Absatz 2 Nummer 4 bis 13 zu melden, soweit sie der 
meldepflichtigen Person oder der Meldestelle vorliegen. Die in 
Satz 1 genannten Angaben und Daten sind vom klinischen Krebsre-
gister nach Artikel 29 Absatz 1 an das Gemeinsame Krebsregister 
der Länder Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sach-
sen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen und Thüringen zu übermit-
teln. Sie sind sechs Monate nach der Übermittlung zu löschen.

Artikel 17 
Auskunftsrecht

(1) Der Versorgungsbereich hat auf Antrag, der bei diesem schrift-
lich oder zur Niederschrift zu stellen ist, einer Patientin oder einem 
Patienten Auskunft über die im klinischen Krebsregister zu ihrer 
oder seiner Person gespeicherten Daten im Sinne des Artikels 3 
Absatz 1 bis 4 gebührenfrei zu erteilen. Auch über das Nichtvorlie-
gen von Daten im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 bis 4 ist Auskunft zu 
erteilen. Vor der Auskunftserteilung ist die Identität zwischen der 
antragstellenden Person und der Person, über die Auskunft erteilt 
werden soll, vom Versorgungsbereich festzustellen. Weichen die 
von der antragstellenden Person angegebenen Daten im Sinne des 
Artikels 3 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 von den im klinischen Krebsre-
gister gespeicherten Daten ab, hat die antragstellende Person die 
dadurch entstehenden Zweifel an ihrer Auskunftsberechtigung 
durch Vorlage geeigneter Nachweise auszuräumen, bevor die Aus-
kunft erteilt werden darf. Der Antrag auf Erteilung einer Auskunft 
kann auch durch eine gesetzliche Vertreterin oder einen gesetzlichen 
Vertreter einer auskunftsberechtigten Person oder eine von dieser 
für die Gesundheitssorge bevollmächtigte Person (Vertreterin oder 
Vertreter) gestellt werden. Vor der Auskunftserteilung hat die Vertre-
terin oder der Vertreter die Vertretungsbefugnis für die auskunftsbe-
rechtigte Person dem Versorgungsbereich durch Vorlage geeigneter 
Nachweise zu belegen.

(2) Die Auskunft nach Absatz 1 soll durch eine Ärztin oder Zahn-
ärztin oder einen Arzt oder Zahnarzt erteilt werden, die oder der von 
der auskunftsberechtigten Person oder ihrer Vertreterin oder ihrem 
Vertreter gegenüber dem Versorgungsbereich schriftlich benannt 
worden ist. Der Versorgungsbereich hat die zu der auskunftsberech-
tigten Person gespeicherten Daten der nach Satz 1 benannten Person 
schriftlich mitzuteilen. Benennt die auskunftsberechtigte Person 
oder ihre Vertreterin oder ihr Vertreter keine Ärztin oder Zahnärztin 
und keinen Arzt oder Zahnarzt, hat der Versorgungsbereich die Aus-
kunft unmittelbar der auskunftsberechtigten Person oder ihrer Ver-
treterin oder ihrem Vertreter schriftlich zu erteilen.

Artikel 18 
Löschung und Sperrung des Direktabrufs

(1) Die Daten im Sinne des Artikels 3 Absatz 6 Nummer 10 und 
11 sind sechs Monate nach Abschluss des Abrechnungsverfahrens 
zu löschen, soweit und solange sie nicht im Einzelfall für ein durch-
zuführendes Ordnungswidrigkeitsverfahren nach Artikel 35 benötigt 
werden. Das Abrechnungsverfahren umfasst die Erledigung von 
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Beanstandungen durch die Kostenträger im Sinne des Artikels 19 
Absatz 1 einschließlich ihrer nachträglichen Prüfrechte und die 
Zahlung der Meldevergütung an die meldepflichtige Person oder die 
Meldestelle durch das klinische Krebsregister nach Artikel 23. 

(2) Die Daten im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 1, 3 und 4 
sind zehn Jahre nach dem Tod oder spätestens 130 Jahre nach der 
Geburt der Patientin oder des Patienten zu löschen.

(3) Bei Daten, die im automatisierten Verfahren mit der Möglich-
keit des Direktabrufs gespeichert sind, ist die Möglichkeit des Di-
rektabrufs zu sperren, sobald dem klinischen Krebsregister im Wege 
des Leichenschauscheinabgleiches nach Artikel 29 Absatz 3 bekannt 
wird, dass die betreffende Patientin oder der betreffende Patient 
verstorben ist, soweit und solange die Daten nicht mehr für das Ab-
rechnungsverfahren oder für ein durchzuführendes Strafverfahren 
nach Artikel 34 oder ein Ordnungswidrigkeitsverfahren nach Arti-
kel 35 benötigt werden.

Abschnitt 5 
Abrechnungsverfahren

Artikel 19 
Grundsätze der Abrechnung

(1) Der Versorgungsbereich führt die Abrechnung mit den Kran-
kenkassen und den Ersatzkassen, den privaten Krankenversicherun-
gen und denjenigen Trägern der Kosten in Krankheits-, Pflege- und 
Geburtsfällen nach beamtenrechtlichen Vorschriften, die sich an den 
Kosten der klinischen Krebsregistrierung nach § 65c des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch beteiligen (Kostenträger) sowie mit den 
meldepflichtigen Personen und den Meldestellen durch.

(2) Eine Abrechnungsbeanstandung durch Kostenträger hat das 
klinische Krebsregister zunächst anhand der bei ihm vorliegenden 
Daten zu prüfen. Sofern durch die Prüfung nach Satz 1 eine Klärung 
der Beanstandung nicht herbeigeführt werden kann, ist das klinische 
Krebsregister berechtigt, die notwendigen Daten einschließlich der 
sicher verschlüsselten personenbezogenen Daten zur weiteren Prü-
fung und Klärung inhaltlicher Fragen im Rahmen der Abrechnung 
an die meldepflichtige Person oder die Meldestelle weiterzuleiten, 
deren Meldung der jeweiligen Abrechnung zugrunde liegt.

Artikel 20 
Abrechnung mit den Krankenkassen 

und den Ersatzkassen
(1) Der Versorgungsbereich darf zur Abrechnung der Registerpau-

schale nach § 65c Absatz 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
und der Meldevergütung nach § 65c Absatz 6 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch für Versicherte der Krankenkassen und der Ersatz-
kassen die dafür notwendigen Daten im Rahmen eines bundesein-
heitlichen elektronischen Datenaustauschverfahrens verarbeiten. 
Die für die Abrechnung erforderlichen Daten und die inhaltlichen 
und technischen Anforderungen des elektronischen Abrechnungs-
verfahrens richten sich nach der Technischen Anlage zur elektroni-
schen Abrechnung der klinischen Krebsregister gemäß den Förder-
voraussetzungen des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen 
nach § 65c Absatz 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch in der 
jeweils aktuellen Fassung. 

(2) Sofern und soweit von beiden vertragschließenden Ländern 
eine gemeinsame Vereinbarung mit den Landesverbänden der Kran-
kenkassen und der Ersatzkassen nach § 65c Absatz 5 Satz 3 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch geschlossen wurde, die von der 
Technischen Anlage im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 abweichende 
Regelungen zur Abrechnung enthält, treten die Anforderungen der 
Vereinbarung an die der Technischen Anlage.

Artikel 21 
Abrechnung mit den privaten 

Krankenversicherungen
(1) Das klinische Krebsregister darf zur Abrechnung der Register-

pauschale nach § 65c Absatz 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

und der Meldevergütung nach § 65c Absatz 6 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch für substitutiv privat krankenversicherte Patien-
tinnen und Patienten die dafür notwendigen Daten im Rahmen eines 
bundeseinheitlichen Abrechnungsverfahrens verarbeiten. Die für die 
Abrechnung erforderlichen Daten und die inhaltlichen und techni-
schen Anforderungen des Abrechnungsverfahrens richten sich nach 
der von beiden vertragschließenden Ländern nach Maßgabe des 
Absatzes 2 abgeschlossenen bundeseinheitlichen Vereinbarung mit 
dem Verband der Privaten Krankenversicherung in der jeweils aktu-
ellen Fassung. 

(2) Die Vereinbarung nach Absatz 1 Satz 2 mit dem Verband der 
privaten Krankenversicherung für den Geltungsbereich dieses 
Staatsvertrages wird von den obersten Landesgesundheitsbehörden 
der Länder Berlin und Brandenburg abgeschlossen. Die obersten 
Landesgesundheitsbehörden der Länder Berlin und Brandenburg 
können das klinische Krebsregister einvernehmlich zum Abschluss 
der Vereinbarung mit dem Verband der Privaten Krankenversiche-
rung ermächtigen.

Artikel 22 
Abrechnung mit den Trägern der Kosten 
in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen 

nach beamtenrechtlichen Vorschriften
(1) Das klinische Krebsregister darf zur Abrechnung der Register-

pauschale nach § 65c Absatz 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
und der Meldevergütung nach § 65c Absatz 6 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch die für die einzelfallbezogene Abrechnung mit 
den Trägern der Kosten in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften notwendigen Daten der Pati-
entin oder des Patienten verarbeiten. Die für die Abrechnung erfor-
derlichen Daten und die inhaltlichen und technischen Anforderun-
gen des Abrechnungsverfahrens richten sich nach der Vereinbarung 
zwischen dem Bund und dem klinischen Krebsregister in der jeweils 
aktuellen Fassung, soweit der für die jeweilige Patientin oder den 
Patienten zuständige Träger der Kosten in Krankheits-, Pflege- und 
Geburtsfällen nach beamtenrechtlichen Vorschriften dieser Verein-
barung beigetreten ist. Ergänzend sind inhaltliche und technische 
Vorgaben der für die jeweilige Patientin oder den jeweiligen Patien-
ten zuständigen Beihilfe- oder Festsetzungsstelle zu beachten.

(2) Ist dem klinischen Krebsregister bei der Abrechnung eines 
Einzelfalls nicht bekannt, ob der für diese Patientin oder diesen Pa-
tienten zuständige Träger der Kosten in Krankheits-, Pflege- und 
Geburtsfällen nach beamtenrechtlichen Vorschriften sich an den 
Kosten der klinischen Krebsregistrierung nach § 65c des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch beteiligt, hat das klinische Krebsregister 
dies mit diesem Träger zunächst ohne Nennung von personenbezo-
genen Daten der Patientin oder des Patienten zu klären.

(3) Das klinische Krebsregister hat der Aufsichtsbehörde jährlich 
bis zum 1. Juni für das zurückliegende Jahr eine bezogen auf den 
Behandlungsort nach den Ländern Berlin und Brandenburg aufge-
teilte Aufstellung über die Zahl der Fälle aufgeschlüsselt nach Trä-
gern der Kosten in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen nach be-
amtenrechtlichen Vorschriften zu übermitteln, die nicht nach Ab-
satz 1 abgerechnet werden konnten.

Artikel 23 
Abrechnung mit den meldepflichtigen 

Personen und den Meldestellen
(1) Für jede vollständige Meldung, die aus einem Meldeanlass 

nach Artikel 12 erfolgt ist und gegen die ein Widerspruch nach Arti-
kel 15 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 16 nicht erhoben worden 
ist, zahlt das klinische Krebsregister der meldepflichtigen Person 
oder der Meldestelle als Entschädigung für den mit der Meldung 
verbundenen Aufwand eine Meldevergütung, deren jeweilige Höhe 
sich nach § 65c Absatz 6 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
richtet. Eine Meldung ist vollständig, wenn sie die Voraussetzungen 
nach Artikel 13 Absatz 1 oder Absatz 3 erfüllt. Die Zahlung einer 
Meldevergütung nach Satz 1 ist ausgeschlossen, wenn die in der 
Meldung enthaltenen Informationen dem klinischen Krebsregister 
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bereits durch eine andere meldepflichtige Person oder eine andere 
Meldestelle vollständig gemeldet wurden. In den Fällen des Artikels 
11 Absatz 7 besteht kein Anspruch auf eine Meldevergütung nach 
Satz 1. Der Ausschluss der Meldevergütung nach § 65c Absatz 9 
Satz 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt.

(2) Besteht ein Anspruch auf eine Meldevergütung nach Absatz 1 
Satz 1, zahlt das klinische Krebsregister die Meldevergütung spätes-
tens sechs Monate nach Eingang der Meldung im Versorgungsbe-
reich.

Abschnitt 6 
Datenverarbeitung

Artikel 24 
Versorgungsbereich

Der Versorgungsbereich hat
1. die gemeldeten Daten entgegenzunehmen und getrennt nach 

Identitätsdaten und medizinischen Daten langfristig zu spei-
chern,

2. die Identitätsdaten im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 1 
bis 4 zur Feststellung des Vorliegens eines Widerspruchs nach 
Artikel 15 mit der Widerspruchsdatenbank abzugleichen,

3. bei Vorliegen eines Widerspruchs die auf die jeweilige Person 
bezogenen medizinischen Daten nach Maßgabe des Artikels 16 
unverzüglich zu löschen und die Identitätsdaten im Sinne des 
Artikels 3 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 sowie die Art des Wider-
spruchs in die Widerspruchsdatenbank nach Artikel 16 Absatz 1 
Satz 1 einzutragen,

4. in den Fällen, in denen ein Widerspruch nicht vorliegt,
a) innerhalb von sechs Wochen die gemeldeten Daten perso-

nenbezogen elektronisch zu erfassen und auf Validität, Plau-
sibilität und Vollständigkeit sowie auf Konsistenz zu bereits 
vorhandenen Daten zu einer Patientin oder einem Patienten 
zu überprüfen, 

b) die gemeldeten Daten, soweit erforderlich, durch Rückfrage 
bei der meldepflichtigen Person oder der Meldestelle zu be-
richtigen und zu ergänzen sowie

c) die gemeldeten und gegebenenfalls berichtigten oder er-
gänzten Daten mit bereits gespeicherten Daten fallbezogen 
zu einem Best-of-Datensatz zusammenzuführen oder einen 
neuen fallbezogenen Datensatz unter einem neuen mit ei-
nem eindeutigen patientenbezogenen und einem auf den 
Wohnort in einem der Einzugsgebiete nach Artikel 1 Ab-
satz 2 bezogenen Ordnungsmerkmal, das langfristig zu spei-
chern ist, anzulegen,

5. die Abrechnung der Registerpauschale und der Meldevergütung 
mit den Kostenträgern, den meldepflichtigen Personen und den 
Meldestellen nach den Artikeln 19 bis 23 durchzuführen und die 
dafür notwendigen Daten zu speichern, zu nutzen und zu über-
mitteln,

6. Daten für regelmäßige Kontrollen zur Vollständigkeit der Regis-
trierungen zu nutzen,

7. Daten für regelmäßige Kontrollen zur Vollzähligkeit der Regist-
rierungen unter Heranziehung der dazu vom Gemeinsamen 
Krebsregister der Länder Berlin, Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen 
und Thüringen bereitgestellten Zahlen sowie den Abgleich die-
ser Zahlen mit der Zahl der gesondert gespeicherten Widersprü-
che nach Artikel 16 Absatz 1 Satz 1 zu nutzen,

8. aus Anlass einer Auswertung des Auswertungsbereichs festge-
stellte Inkonsistenzen in einem Datensatz durch Rückfrage bei 
der meldepflichtigen Person oder der Meldestelle aufzuklären 
und gegebenenfalls Ermittlungen wegen einer Ordnungswidrig-
keit im Sinne des Artikels 35 Absatz 2 Nummer 1 aufzunehmen,

9. die Möglichkeit des Direktabrufs der Identitätsdaten nach Maß-
gabe des Artikels 18 Absatz 3 zu sperren,

10. Daten nach Maßgabe des Artikels 18 Absatz 1 und 2 zu löschen,
11. Verstöße im Sinne des Artikels 35 Absatz 2 Nummer 1 und 2 zu 

ermitteln und das Ermittlungsergebnis zur weiteren Bearbeitung 
an die für die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach Arti-
kel 6 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 zuständige Koordinierungsstel-
le zu übermitteln,

12.  a)  interdisziplinäre und gegebenenfalls sektorenübergreifende 
Tumorkonferenzen nach Maßgabe einer Vereinbarung im 
Sinne des Artikels 6 Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 zu initiieren 
und zu begleiten,

b) zu prüfen, ob die nach Artikel 6 Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 
notwendigen Einwilligungen der Patientinnen und Patienten 
vorliegen sowie

c) bei Wahrnehmung durch ärztliche Beschäftigte des Auswer-
tungsbereichs nach Artikel 25 Absatz 2 Satz 2 diesen die im 
Einzelfall für die jeweilige Tumorkonferenz notwendigen 
patientenbezogenen Daten zu übermitteln,

13. die Daten im Sinne des Artikels 3 Absatz 3, 5 und 6 Nummer 1 
bis 9 mit einem patientenbezogenen eindeutigen Ordnungs-
merkmal zu pseudonymisieren, dieses zu speichern und mit dem 
auf den Wohnort in einem der Einzugsgebiete nach Artikel 1 
Absatz 2 bezogenen Ordnungsmerkmal an den Auswertungsbe-
reich zu übermitteln,

14. Auskunft nach Artikel 17 über die im klinischen Krebsregister 
gespeicherten Angaben zu einer Patientin oder einem Patienten 
zu erteilen,

15. dem Gemeinsamen Krebsregister der Länder Berlin, Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und der Frei-
staaten Sachsen und Thüringen nach Maßgabe des Artikels 29 
Absatz 1 und des Artikels 36 Absatz 3 regelmäßig die epidemio-
logischen Daten zu übermitteln,

16. das Gemeinsame Krebsregister der Länder Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und der Freistaaten 
Sachsen und Thüringen nach Artikel 29 Absatz 1 Satz 4 über 
einen nachträglich erhobenen Widerspruch zu informieren,

17. dem Gemeinsamen Krebsregister der Länder Berlin, Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und der Frei-
staaten Sachsen und Thüringen nach Artikel 29 Absatz 2 eine 
Liste mit den Angaben im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Num-
mer 1 bis 4 zu allen in seinen Einzugsgebieten mit Hauptwohn-
sitz erfassten Patientinnen und Patienten einschließlich derjeni-
gen Patientinnen und Patienten, die einen Widerspruch gegen 
die Speicherung medizinischer Daten erhoben haben, für den 
Melderegisterabgleich und den Leichenschauscheinabgleich zu 
übermitteln,

18. die vom Gemeinsamen Krebsregister der Länder Berlin, Bran-
denburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und der 
Freistaaten Sachsen und Thüringen nach Artikel 29 Absatz 2 und 
3 übermittelten Daten aus dem regelmäßigen Melderegisterab-
gleich und dem Leichenschauscheinabgleich wie eine Meldung 
zu verarbeiten und, soweit erforderlich, nach Rückfrage bei der 
Ärztin oder dem Arzt, die oder der den Leichenschauschein aus-
gestellt hat, oder bei der zuletzt behandelnden Ärztin oder dem 
zuletzt behandelnden Arzt Berichtigungen vorzunehmen,

19. dem Gemeinsamen Krebsregister der Länder Berlin, Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und der Frei-
staaten Sachsen und Thüringen nach Artikel 29 Absatz 4 die 
Daten zu der letzten behandelnden Ärztin oder Zahnärztin oder 
zu dem letzten behandelnden Arzt oder Zahnarzt zu übermitteln,

20. die Daten von Patientinnen und Patienten, deren Hauptwohnsitz 
und Behandlungsort in Einzugsgebieten verschiedener klini-
scher Krebsregister liegen, nach Maßgabe des Artikels 30 an 
andere regionale klinische Krebsregister zu übermitteln sowie 
die durch andere klinische Krebsregister übermittelten Daten 
wie eine Meldung zu verarbeiten und bei Vorliegen der Voraus-
setzungen des Artikels 30 Absatz 2 Satz 2 zu löschen,
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21. der meldepflichtigen Person oder der Meldestelle auf Abfrage 
patientenbezogene Rückmeldungen des gesamten registrierten 
Krankheitsverlaufs nach Maßgabe des Artikels 31 zur Verfü-
gung zu stellen,

22. personenbezogene Daten für Vorhaben der Versorgungsfor-
schung nach Artikel 32 Absatz 2 bereitzustellen und zu übermit-
teln sowie in den Fällen des Artikels 32 Absatz 4 Satz 4 die Ein-
willigung einzuholen und

23. sich als Datenannahmestelle und gegebenenfalls als Vertrauens-
stelle nach § 299 Absatz 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
an der einrichtungs- und sektorenübergreifenden Qualitätssiche-
rung des Gemeinsamen Bundesausschusses nach § 65c Absatz 1 
Satz 2 Nummer 5 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch in Ver-
bindung mit § 65c Absatz 8 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch zu beteiligen.

Artikel 25 
Auswertungsbereich

(1) Der Auswertungsbereich hat
1. die klinischen Daten, das vom Versorgungsbereich nach Arti-

kel 24 Nummer 13 übermittelte patientenbezogene und wohn-
ortbezogene Ordnungsmerkmal sowie das von ihm zu bildende 
meldendenbezogene Ordnungsmerkmal nach Nummer 8 lang-
fristig zu speichern,

2. die erfassten klinischen Daten tumorspezifisch mit den Ergeb-
nissen aller relevanten Daten und derjenigen aktuell veröffent-
lichten leitlinienbasierten Qualitätsindikatoren, die mittels des 
in § 65c Absatz 1 Satz 3 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
vorgeschriebenen Datensatzes abbildbar sind, auszuwerten und 
die aggregierten Ergebnisse der Auswertung den an der Behand-
lung beteiligten meldepflichtigen Personen oder Meldestellen, 
die Daten an das Register gemeldet haben, regelmäßig zur Ver-
fügung zu stellen,

3. auf Anfrage tumorspezifische Auswertungen für einrichtungsin-
terne und einrichtungsübergreifende Qualitätszirkel oder inter-
disziplinäre Arbeitsgruppen nach Artikel 8 Absatz 2 zur Verfü-
gung zu stellen,

4. die für Analysen der Haupteinflussfaktoren des Behandlungser-
folgs selbst oder in Kooperation notwendigen Daten zu nutzen 
und die Ergebnisse den meldepflichtigen Personen und Melde-
stellen zur Verfügung zu stellen,

5. im Zuge der Auswertung festgestellte Inkonsistenzen in einem 
Datensatz dem Versorgungsbereich zur Aufklärung nach Arti-
kel 24 Nummer 8 unter Angabe des patientenbezogenen Ord-
nungsmerkmals mitzuteilen,

6. Daten für Vorhaben der Versorgungsforschung nach Artikel 32 
Absatz 1 bereitzustellen und zu übermitteln,

7. die nach Artikel 33 für Zwecke der Krankenhausplanung erfor-
derlichen Auswertungsdaten zu erstellen und zu übermitteln,

8. die Daten zu den meldepflichtigen Personen und den Meldestel-
len vor Übermittlung der Daten an die Landesauswertungsstelle 
zu pseudonymisieren,

9. der Landesauswertungsstelle einmal im Jahr einen den Anforde-
rungen des Artikels 6 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 entsprechenden 
Gesamtdatensatz und dafür pro Erkrankungsfall den anonymi-
sierten Best-of-Datensatz sowie auf Anforderung die für die 
Aufgaben nach Artikel 6 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 und 3 benö-
tigten Daten zu übermitteln und

10. einzelfallbezogene Nachfragen aus dem Versorgungsbereich zur 
korrekten Dokumentationsweise unter Bezugnahme auf das pa-
tientenbezogene Ordnungsmerkmal zu beantworten.

(2) Die Kenntnisnahme von Identitätsdaten im Sinne des Arti-
kels 3 Absatz 1 im Zuge der Aufgabenerfüllung ist auszuschließen. 
Abweichend hiervon ist mit Einwilligung der betreffenden Patien-
tinnen und Patienten die Begleitung von interdisziplinären und ge-
gebenenfalls sektorenübergreifenden Tumorkonferenzen aufgrund 
von Vereinbarungen nach Artikel 6 Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 auch 

durch ärztliche Beschäftigte des Auswertungsbereichs zulässig. 
Diese Tätigkeiten erfolgen ohne Zugriff auf die Datenbank des Ver-
sorgungsbereichs. Die notwendigen Patientendaten werden den 
ärztlichen Beschäftigten einzelfallbezogen vom Versorgungsbereich 
nach Artikel 24 Nummer 12 Buchstabe c zur Verfügung gestellt.

Artikel 26 
Landesauswertungsstelle

Die Landesauswertungsstelle nutzt, soweit es sich um patienten-
bezogene Daten handelt, ausschließlich anonymisierte Daten, die ihr 
vom Auswertungsbereich nach Artikel 25 Absatz 1 Nummer 9 für 
ihre Aufgaben nach Artikel 6 Absatz 3 Satz 1 zur Verfügung gestellt 
werden. Zu den meldepflichtigen Personen und den Meldestellen 
nutzt die Landesauswertungsstelle die ihr vom Auswertungsbereich 
übermittelten pseudonymisierten Daten. Ein Zugang zur Datenbank 
des klinischen Krebsregisters ist auszuschließen.

Artikel 27 
Koordinierungsstelle

Beschäftigte der Koordinierungsstelle haben Zugang zu perso-
nenbezogenen Daten von Patientinnen und Patienten nur, soweit 
dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach Artikel 6 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2 und 3 im Einzelfall erforderlich oder nach anderen 
Rechtsvorschriften erlaubt ist.

Artikel 28 
Geheimhaltungspflichten

(1) Die dem klinischen Krebsregister oder den dort Beschäftigten 
im Zusammenhang mit der Erfüllung der Aufgaben nach Artikel 6 
bekannt gewordenen Daten und Datensätze im Sinne des Artikels 3 
sowie die ihnen bekannt gewordenen Betriebs- und Geschäftsge-
heimnisse der meldepflichtigen Personen und der Meldestellen sind 
geheim zu halten, soweit sie nicht offenkundig sind. Die Geheimhal-
tungspflicht gilt auch über das Ende des Beschäftigungsverhältnis-
ses oder den Tod der betroffenen Person hinaus. Sonstige gesetzliche 
oder berufsrechtliche Geheimhaltungspflichten bleiben unberührt.

(2) Die Daten und die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse im 
Sinne des Absatzes 1 dürfen nur für die Erfüllung der Aufgaben des 
klinischen Krebsregisters nach Artikel 6 verwendet und nach Maß-
gabe dieses Staatsvertrages verarbeitet werden, es sei denn, es be-
steht eine gesetzliche Befugnis zu ihrer anderweitigen Verwendung 
und Verarbeitung oder die betroffene Person, ihre gesetzliche Vertre-
terin oder ihr gesetzlicher Vertreter oder eine von ihr für die Gesund-
heitssorge bevollmächtigte Person hat hierzu eine Einwilligung 
schriftlich erteilt.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch im Verhältnis der Bereiche 
des klinischen Krebsregisters nach Artikel 2 und der ihnen nach dem 
Geschäftsverteilungsplan der GmbH zugewiesenen Beschäftigten. 
Die Geheimhaltungspflicht gilt nicht gegenüber Beschäftigten des 
klinischen Krebsregisters, denen Aufgaben der bereichsübergreifen-
den IT-Administration, des behördlichen Datenschutzes oder der 
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten übertragen 
wurden, sofern und soweit die Preisgabe der Information für die 
Erfüllung der den Beschäftigten übertragenen Aufgaben jeweils 
notwendig ist.

(4) Die von der GmbH zur Wartung ihrer Datenverarbeitungssys-
teme herangezogenen Auftragnehmer unterliegen hierbei den sich 
aus den Absätzen 1 bis 3 ergebenden Geheimhaltungspflichten. Be-
schäftigte nicht-öffentlicher Stellen sind vor der Aufnahme ihrer 
Tätigkeit für die GmbH vom Auftragnehmer auf die Einhaltung 
dieser Pflichten und die Konsequenzen aus Artikel 34 und Artikel 35 
hinzuweisen. Die GmbH ist nicht befugt, Auftragnehmer mit der 
Verarbeitung von Daten und Datensätzen im Sinne des Artikels 3 zu 
beauftragen.
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Abschnitt 7 
Datenaustausch mit Dritten

Artikel 29 
Datenaustausch mit dem Gemeinsamen 

Krebsregister der Länder Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt 
und der Freistaaten Sachsen und Thüringen

(1) Der Versorgungsbereich ist verpflichtet, der Vertrauensstelle 
des Gemeinsamen Krebsregisters der Länder Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und der Freistaaten 
Sachsen und Thüringen mindestens quartalsweise die erfassten und 
geprüften Daten im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 1 bis 6 
und Absatz 2 zu übermitteln. Die Meldung ersetzt die Meldung nach 
§ 3 Absatz 1 Satz 1 des Krebsregistergesetzes. Ist ein Widerspruch 
nach Artikel 15 Absatz 2 Satz 1 erhoben worden, ist die Übermitt-
lung unzulässig. Wird ein Widerspruch nach Artikel 15 Absatz 2 
Satz 1 oder Artikel 15 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 16 erho-
ben, nachdem bereits Daten zu dieser Patientin oder diesem Patien-
ten an die Vertrauensstelle des Gemeinsamen Krebsregisters der 
Länder Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sach-
sen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen und Thüringen übermittelt 
wurden, ist abweichend von § 3 Absatz 2 Satz 6 des Krebsregister-
gesetzes die Vertrauensstelle des Gemeinsamen Krebsregisters der 
Länder Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sach-
sen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen und Thüringen im Rahmen 
der regelmäßigen Übermittlung nach Satz 1 über den Widerspruch 
zu informieren. Der Versorgungsbereich hat die meldepflichtige 
Person oder die Meldestelle über die ihm abweichend von § 3 Ab-
satz 2 Satz 7 des Krebsregistergesetzes mitgeteilte Löschung von 
Daten durch das Gemeinsame Krebsregister der Länder Berlin, 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und der 
Freistaaten Sachsen und Thüringen schriftlich zu unterrichten ; die 
meldepflichtige Person oder die Meldestelle hat die Unterrichtung 
an die Patientin oder den Patienten weiterzugeben. 

(2) Der Versorgungsbereich übermittelt dem Gemeinsamen 
Krebsregister der Länder Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen und Thürin-
gen mindestens halbjährlich eine Liste mit den Angaben im Sinne 
des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 zu allen in seinen Einzugs-
gebieten nach Artikel 1 Absatz 2 mit Hauptwohnsitz erfassten Pati-
entinnen und Patienten zur Durchführung des regelmäßigen Ab-
gleichs mit den Daten der Meldebehörden und mit den Leichen-
schauscheinen. Der Versorgungsbereich ist für Patientinnen und 
Patienten mit Hauptwohnsitz im Land Brandenburg auch zur Verar-
beitung einer einmaligen Datenübermittlung zu zurückliegenden 
Kalenderjahren berechtigt. Er verarbeitet die vom Gemeinsamen 
Krebsregister der Länder Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen und Thürin-
gen in diesem Verfahren übermittelten Daten wie eine Meldung.

(3) Der Versorgungsbereich erhält von dem Gemeinsamen Krebs-
register der Länder Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Sachsen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen und Thüringen 
im Rahmen des regelmäßigen Abgleichs mit den Leichenschau-
scheinen die darin enthaltenen Angaben zu den Identitätsdaten im 
Sinne des Artikels 3 Absatz 1, taggenauem Sterbedatum, Todesursa-
chen und der Ärztin oder dem Arzt, die die verstorbene Person zuvor 
behandelt oder untersucht oder die Leiche obduziert hat, auch zu 
solchen nicht namentlich benannten Patientinnen und Patienten mit 
Hauptwohnsitz in den Einzugsgebieten des klinischen Krebsregis-
ters, bei denen sich aus dem Leichenschauschein als Todesursache 
eine Erkrankung im Sinne des Artikels 11 Absatz 4 Satz 1 ergibt. 
Der Versorgungsbereich verarbeitet die vom Gemeinsamen Krebs-
register der Länder Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Sachsen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen und Thüringen 
in diesem Verfahren übermittelten Daten wie eine Meldung.

(4) Der Versorgungsbereich ist berechtigt, der Vertrauensstelle des 
Gemeinsamen Krebsregisters der Länder Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und der Freistaaten 

Sachsen und Thüringen die Daten im Sinne des Artikels 3 Absatz 5 
zu der letzten behandelnden Ärztin oder Zahnärztin oder zu dem 
letzten behandelnden Arzt oder Zahnarzt zu übermitteln, soweit dies 
zur Wahrnehmung der Aufgabe nach § 8 Absatz 2 des Krebsregister-
gesetzes erforderlich ist.

(5) Für den Zeitraum bis zum Vorliegen eines den Anforderungen 
des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik entspre-
chenden leitungsgebundenen Verfahrens für den elektronischen Da-
tenaustausch erfolgt der Datenaustausch zwischen dem klinischen 
Krebsregister und dem Gemeinsamen Krebsregister der Länder 
Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt 
und der Freistaaten Sachsen und Thüringen mittels verschlüsselter 
Datenträger. Die Verschlüsselung hat den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik zu entsprechen.

Artikel 30 
Datenaustausch mit anderen 

klinischen Krebsregistern
(1) Der Versorgungsbereich ist verpflichtet, alle gespeicherten 

Daten aus den Meldungen nach Artikel 13 über Personen, die im 
Geltungsbereich dieses Staatsvertrages behandelt werden oder wur-
den und im Einzugsgebiet eines anderen klinischen Krebsregisters 
ihren Hauptwohnsitz haben, regelmäßig, jedoch mindestens halb-
jährlich im März und im September an dieses andere klinische 
Krebsregister zur Erfüllung der diesem Register übertragenen Auf-
gaben zu übermitteln. Der Versorgungsbereich ist verpflichtet, alle 
gespeicherten Daten aus den Meldungen nach Artikel 13 über Perso-
nen mit Hauptwohnsitz im Geltungsbereich dieses Staatsvertrages, 
die im Einzugsgebiet eines anderen regionalen klinischen Krebsre-
gisters behandelt werden oder wurden, regelmäßig, jedoch mindes-
tens halbjährlich im März und September an das zuständige Behand-
lungsortregister zu übermitteln. Ist ein Widerspruch gegen die 
Speicherung medizinischer Daten nach Artikel 15 Absatz 1 in Ver-
bindung mit Artikel 16 erhoben worden, sind dem anderen klini-
schen Krebsregister die Daten der Patientin oder des Patienten im 
Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 und die Art des Wi-
derspruchs zu übermitteln.

(2) Der Versorgungsbereich ist verpflichtet, zur Vervollständigung 
des Datensatzes des klinischen Krebsregisters und zur Qualitätssi-
cherung die von einem anderen klinischen Krebsregister übermittel-
ten Daten wie eine Meldung zu verarbeiten. Wird von einem anderen 
klinischen Krebsregister ein Widerspruch übermittelt, bei dem die 
Identitätsdaten mit einer Kontrollnummer pseudonymisiert sind, ist 
dieser Datensatz zu löschen.

Artikel 31 
Patientenbezogene Datenabfrage 
durch meldepflichtige Personen 

und Meldestellen 
(1) Der Versorgungsbereich übermittelt meldepflichtigen Perso-

nen und Meldestellen mit Sitz in den Einzugsgebieten des klinischen 
Krebsregisters auf ihre Abfrage hin zur Förderung der interdiszipli-
nären Zusammenarbeit, zur Begleitung von Tumorkonferenzen oder 
im Rahmen der Zusammenarbeit mit Zentren der Onkologie, zur 
Verbesserung der Qualität bei der Behandlung oder zur Diagnose 
und Behandlung der betreffenden Patientin oder des betreffenden 
Patienten zu den von ihnen gemeldeten Patientinnen und Patienten 
personenbezogen den im klinischen Krebsregister gespeicherten 
Best-of-Datensatz zu allen Tumorerkrankungen einer Patientin oder 
eines Patienten. Für eine Abfrage nach Satz 1 hat die meldepflichtige 
Person oder die Meldestelle
1. den Zweck der Abfrage und Art und Umfang der hierfür benö-

tigten Daten,
2. die Identitätsdaten der Patientin oder des Patienten im Sinne des 

Artikels 3 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 sowie
3. die auf sie oder ihn zutreffenden identifizierenden Daten im Sin-

ne des Artikels 3 Absatz 5 und 6 Nummer 1 bis 6 
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zu übermitteln. Erfolgt die Abfrage auf elektronischem Weg, ist die-
se nur mit dem elektronischen Heilberufeausweis zulässig ; dabei 
sind dessen Funktionen für die Authentifikation der abrufenden Per-
son beziehungsweise die Signatur des Abrufsbegehrens einerseits 
und die Entschlüsselung der bereitgestellten Daten andererseits ein-
zusetzen.

(2) Der Versorgungsbereich hat jede schriftliche Abfrage zu pro-
tokollieren. Das Protokoll ist bis zum Ende des auf die Protokollie-
rung folgenden Kalenderjahres aufzubewahren und danach zu lö-
schen oder zu vernichten. 

(3) Der im Zusammenhang mit einer Abfrage nach Absatz 1 über-
mittelte Best-of-Datensatz muss einen deutlichen Hinweis darauf 
enthalten, dass er nicht alleinige Grundlage individueller Therapie-
entscheidungen sein darf. 

Artikel 32 
Datenübermittlung für die Versorgungsforschung

(1) Über die nach Artikel 6 Absatz 4 Nummer 1 übermittelten und 
nach Artikel 6 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 veröffentlichten Daten 
hinaus darf das klinische Krebsregister auf Antrag gespeicherte Da-
ten in anonymisierter Form für ein dem Stand der Wissenschaft 
entsprechendes Vorhaben der Versorgungsforschung übermitteln. 
Sofern die Daten aufgrund ihrer Art oder ohne eine Gefährdung des 
Zweckes des Vorhabens nach Satz 1 nicht anonymisiert werden 
können, sind sie vor ihrer Übermittlung zu pseudonymisieren. 

(2) Sofern und soweit einer Anonymisierung und Pseudonymisie-
rung von Daten nach Absatz 1 zwingende wissenschaftliche Gründe 
eines Vorhabens der Versorgungsforschung entgegenstehen, darf der 
Versorgungsbereich auf Antrag und nur nach schriftlicher Einwilli-
gung der betroffenen Patientinnen und Patienten, ihrer gesetzlichen 
Vertreterinnen oder Vertreter oder der von ihnen für die Gesund-
heitssorge bevollmächtigten Personen Identitätsdaten übermitteln.

(3) Der Beirat ist nach Artikel 7 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 vor 
einer Entscheidung über die Übermittlung von Daten nach Absatz 1 
oder Absatz 2 zu beteiligen. Die oder der Landesbeauftragte für den 
Datenschutz und für das Recht auf Akteneinsicht des Landes Bran-
denburg ist in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 und des Absatzes 2 
anzuhören.

(4) Die schriftliche Einwilligung nach Absatz 2 ist dem klinischen 
Krebsregister von der antragstellenden Person oder Einrichtung mit 
dem Antrag auf Datenübermittlung vorzulegen. Ist die Patientin 
oder der Patient verstorben, ohne dass eine wirksame Einwilligung 
vorliegt, ist eine Einwilligung der oder des nächsten Angehörigen 
von der antragstellenden Person oder Einrichtung vorzulegen. Als 
nächste Angehörige gelten in dieser Reihenfolge :
1. Ehegatten und Lebenspartner,
2. volljährige Kinder,
3. Eltern,
4. volljährige Geschwister.
Das klinische Krebsregister kann die Einwilligung auf Antrag auch 
selbst einholen, wenn die antragstellende Person oder Einrichtung 
den damit verbundenen Aufwand erstattet. Sollen die Daten länger 
als zwei Jahre gespeichert werden, ist die einwilligende Person 
durch die antragstellende Person oder Einrichtung oder in dem Fall 
des Satzes 4 durch das klinische Krebsregister bereits bei Einholung 
der Einwilligung darauf hinzuweisen.

(5) Die nach Absatz 1 oder Absatz 2 übermittelten Daten dürfen 
von der antragstellenden Person oder Einrichtung nur für den im 
Antrag angegebenen Zweck verarbeitet werden. Eine Übermittlung 
der Daten an Dritte ist unzulässig. Die Daten sind zu löschen, wenn 
sie für die Durchführung des Vorhabens der Versorgungsforschung 
nicht mehr erforderlich sind, spätestens jedoch mit seinem Ab-
schluss. Das klinische Krebsregister ist umgehend über die erfolgte 
Löschung zu unterrichten.

Artikel 33 
Datenübermittlung für Zwecke 

der Krankenhausplanung
Der Auswertungsbereich übermittelt den obersten Landesgesund-

heitsbehörden der vertragschließenden Länder für Zwecke der 
Krankenhausplanung einmal jährlich zum 30. September jeweils 
landesbezogen alle registrierten Krankenhausbehandlungsfälle des 
vorangegangenen Kalenderjahres, jeweils mit den von den obersten 
Landesgesundheitsbehörden festgelegten Datensatzmerkmalen im 
Sinne des Artikels 3 Absatz 3, jedoch zu den meldepflichtigen Per-
sonen und den Meldestellen nur die Daten im Sinne des Artikels 3 
Absatz 6 Nummer 1 und 2. Maßgeblich für die Zuordnung zum 
Kalenderjahr ist das Datum der Krankenhausbehandlung der jewei-
ligen Patientin oder des jeweiligen Patienten.

Abschnitt 8 
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten

Artikel 34 
Straftaten

(1) Wer entgegen den Vorschriften dieses Staatsvertrages
1. personenbezogene Daten, die nicht offenkundig sind, verarbeitet 

oder dies veranlasst und dadurch das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung einer Person verletzt oder 

2. eine Regel, die der Pseudonymisierung von Daten im Sinne des 
Artikels 3 dient, unbefugt offenbart oder nutzt,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe be-
straft. Gesetze, die eine Strafbarkeit wegen Verletzung eines Berufs- 
oder Amtsgeheimnisses begründen, bleiben unberührt.

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder 
einem anderen einen Vorteil zu verschaffen oder einen anderen zu 
schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
Geldstrafe.

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsberechtigt sind 
die betroffene Person, die GmbH und die oder der Landesbeauftrag-
te für den Datenschutz und für das Recht auf Akteneinsicht des 
Landes Brandenburg. Ist die Tat im Land Berlin begangen worden, 
ist auch die oder der Berliner Beauftragte für Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit antragsberechtigt.

Artikel 35 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer eine der in Artikel 34 Absatz 1 
bezeichneten Handlungen fahrlässig begeht.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig als 
meldepflichtige Person oder Meldestelle
1. entgegen Artikel 11 Absatz 1 oder Absatz 2 in Verbindung mit 

den Artikeln 12 und 13 eine Meldung an den Versorgungsbe-
reich nicht, nicht rechtzeitig, nicht richtig oder nicht vollständig 
übermittelt,

2. entgegen Artikel 13 Absatz 4 Satz 1 es unterlässt, die Tatsache 
und die Art eines Widerspruchs nach Artikel 15 Absatz 1 zu 
übermitteln, oder

3. entgegen Artikel 14 Absatz 1 Satz 1 die Information nicht, nicht 
rechtzeitig, nicht richtig oder nicht vollständig erteilt.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünf-
zigtausend Euro geahndet werden. 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist
1. bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 und 2 Nummer 3 die 

oder der Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informations-
freiheit oder die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz 
und für das Recht auf Akteneinsicht des Landes Brandenburg,

2. bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 2 Nummer 1 und 2 das 
klinische Krebsregister.
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Abschnitt 9 
Übergangsvorschriften

Artikel 36 
Übergangsregelungen für meldepflichtige 

Personen und Meldestellen mit 
Sitz im Land Berlin 

(1) Meldepflichtige Personen und Meldestellen mit Sitz im Land 
Berlin unterliegen der Meldepflicht nach Artikel 11 in Verbindung 
mit den Artikeln 12 bis 14 nur für im Land Berlin behandelte Neu-
erkrankungen, die ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Staatsver-
trages auftreten. Für Neuerkrankungen im Sinne des Satzes 1, die 
bis zum Ende des dritten Monats nach Inkrafttreten dieses Staats-
vertrags auftreten, beginnt die Meldefrist von vier Wochen abwei-
chend von Artikel 11 Absatz 2 drei Monate nach dem Tag des Inkraft-
tretens dieses Staatsvertrages. Für Meldungen im Sinne des Satzes 2 
beginnt der Zeitraum von sechs Monaten abweichend von Artikel 23 
Absatz 2 mit dem 1. Oktober 2016.

(2) Für vor dem Tag des Inkrafttretens dieses Staatsvertrages be-
reits bestehende Erkrankungen von Patientinnen und Patienten mit 
Wohnsitz im Land Berlin sind meldepflichtige Personen und Melde-
stellen mit Sitz im Land Berlin abweichend von Absatz 1 verpflich-
tet, dem klinischen Krebsregister die Daten im Sinne des Artikels 3 
Absatz 1 Nummer 1 bis 6 und Absatz 2 nach dem 1. Oktober 2016 
zu melden. Artikel 11 Absatz 2, Artikel 13 Absatz 1 Satz 1 und 2, die 
Artikel 23 sowie 35 Absatz 2 sind auf diese Meldungen nicht anzu-
wenden. Die Meldungen werden durch das Gemeinsame Krebsre-
gister der Länder Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Sachsen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen und Thüringen auf der 
Grundlage von § 3 Absatz 4 des Krebsregistergesetzes vergütet. Das 
klinische Krebsregister übermittelt dem Gemeinsamen Krebsregis-
ter der Länder Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Sachsen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen und Thüringen mit den 
nach Satz 1 gemeldeten Daten abweichend von Artikel 29 Absatz 1 
Satz 1 auch die Daten im Sinne des Artikels 3 Absatz 5. Die Daten 
sind im klinischen Krebsregister nach der Übermittlung an das Ge-
meinsame Krebsregister der Länder Berlin, Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen 
und Thüringen zu löschen.

Artikel 37 
Altfallregelung für das 

Land Brandenburg 
Das klinische Krebsregister darf die am Tag des Inkrafttretens 

dieses Staatsvertrages von den Nachsorgeleitstellen im Land Bran-
denburg bereits erhobenen und gespeicherten Datenbestände wie 
Daten verwenden, die von ihm auf der Grundlage dieses Staatsver-
trages zu erheben und zu verarbeiten sind.

Abschnitt 10 
Schlussvorschriften

Artikel 38 
Geltungsdauer und Beendigung

(1) Dieser Staatsvertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.
(2) Dieser Staatsvertrag kann von jedem der vertragschließenden 

Länder zum Schluss eines Kalenderjahres mit einer Frist von zwei 
Jahren, frühestens aber zum 31. Dezember 2022, ordentlich gekün-
digt werden. Die Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. 
Die Kündigung nach Satz 2 soll mit einer angemessenen Frist erklärt 
werden. Die Kündigung ist schriftlich zu erklären. Satz 4 gilt auch 
für die Aufhebung dieses Staatsvertrages.

(3) Soweit nicht etwas anderes von den vertragschließenden Län-
dern mit der Alleingesellschafterin vereinbart wird, hat die GmbH 
bei Wirksamwerden der Kündigung oder bei Aufhebung dieses 
Staatsvertrages die von beiden Ländern bereitgestellten Investitions-
mittel für die Erst- und Wiederbeschaffung sowie die Ergänzung von 
Anlagegütern gemäß der jeweils geleisteten Anteile zu erstatten. Die 
Pflicht zur Erstattung mindert sich entsprechend dem Umfang der 

abgelaufenen betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer der Anlagegü-
ter. Sie besteht nur bis zur jeweiligen Höhe des Liquidationswertes 
der Anlagegüter.

(4) Die bei Wirksamwerden der Kündigung oder bei Aufhebung 
dieses Staatsvertrages im klinischen Krebsregister gespeicherten 
Daten werden nach Maßgabe der folgenden Regelungen einem 
Land oder beiden Ländern zugewiesen und an die dort für den Voll-
zug des § 65c Absatz 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch nach 
Landesrecht zuständige Behörde oder, sofern und solange eine sol-
che noch nicht eingerichtet ist, an eine von dem jeweiligen Land 
benannte öffentliche Stelle übermittelt :
1. Daten, die Patientinnen und Patienten betreffen, deren letzter im 

klinischen Krebsregister verzeichneter Hauptwohnsitz oder Be-
handlungsort im Land Berlin liegt, werden dem Land Berlin zu-
gewiesen.

2. Daten, die Patientinnen und Patienten betreffen, deren letzter im 
klinischen Krebsregister verzeichneter Hauptwohnsitz oder Be-
handlungsort im Land Brandenburg liegt, werden dem Land 
Brandenburg zugewiesen.

3. Daten, die Patientinnen und Patienten betreffen, die dem klini-
schen Krebsregister allein aufgrund des Hauptwohnsitzes vor-
liegen und deren Hauptwohnsitz wegen Umzuges im Zeitpunkt 
der Zuweisung der Daten in keinem der Einzugsgebiete nach 
Artikel 1 Absatz 2 mehr liegt und die bis dahin noch nicht an das 
für ihren neuen Hauptwohnsitz zuständige klinische Krebsregis-
ter nach Artikel 30 übermittelt wurden, werden dem Land zuge-
wiesen, in dem ihr letzter im klinischen Krebsregister verzeich-
neter Hauptwohnsitz in einem der Einzugsgebiete nach Artikel 1 
Absatz 2 lag.

(5) Kopien der nach Absatz 4 zugewiesenen und übermittelten 
Daten und Datensätze sind nach erfolgreicher Übermittlung unver-
züglich im klinischen Krebsregister zu löschen und zu vernichten. 
Die Öffentlichkeit ist über die Übermittlung, die genaue Bezeich-
nung und Anschrift der Datenempfänger sowie die Löschung und 
Vernichtung der Daten und Datensätze in angemessener Weise zu 
informieren.

Artikel 39 
Einschränkung von Grundrechten

Durch diesen Staatsvertrag werden das Grundrecht auf Daten-
schutz (Artikel 33 der Verfassung von Berlin und Artikel 11 Absatz 1 
der Verfassung des Landes Brandenburg) sowie das Grundrecht auf 
Berufsfreiheit (Artikel 49 Absatz 1 der Verfassung des Landes Bran-
denburg) eingeschränkt. 

Artikel 40 
Ratifikation und Inkrafttreten

Dieser Staatsvertrag bedarf der Ratifikation der verfassungsmäßig 
zuständigen Organe der vertragschließenden Länder. Er tritt am ers-
ten Tag des auf den Austausch der Ratifikationsurkunden fol genden 
Monats in Kraft.

Potsdam, den 12. April 2016

Für das Land Berlin
Der Regierende Bürgermeister, 

vertreten durch den Senator 
für Gesundheit und Soziales

Mario  C z a j a

Für das Land Brandenburg
Der Ministerpräsident, 

vertreten durch die Ministerin 
für Arbeit, Soziales, Gesund-

heit, Frauen und Familie
Diana  G o l z e



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      72. Jahrgang      Nr. 14      9. Juni 2016308

Gesetz
zum Abkommen zur Änderung des Abkommens 

über die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik
Vom 30. Mai 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
(1) Dem Abkommen vom 17. Juli/3. November 2015 zur Ände-

rung des Abkommens über die Zentralstelle der Länder für Sicher-
heitstechnik vom 16. und 17. Dezember 1993 (GVBl. 1995 S. 392), 
das zuletzt durch das Abkommen vom 15. Dezember 2011 (GVBl. 
2012 S. 189) geändert worden ist, wird zugestimmt.

(2) Das Abkommen vom 17. Juli/3. November 2015 zur Ände-
rung des Abkommens über die Zentralstelle der Länder für Sicher-
heitstechnik zur Übertragung von Aufgaben im Rohrfernleitungs-
recht wird als Anlage zu diesem Gesetz veröffentlicht.

§ 2
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.
(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem § 2 in Kraft tritt, 

ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin bekannt zu machen.

Berlin, den 30. Mai 2016

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Abkommen
zur Änderung des Abkommens über die 

Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik

Das Land Baden-Württemberg, 
der Freistaat Bayern, 
das Land Berlin, 
das Land Brandenburg, 
die Freie Hansestadt Bremen, 
die Freie und Hansestadt Hamburg, 
das Land Hessen, 
das Land Mecklenburg-Vorpommern, 
das Land Niedersachsen, 
das Land Nordrhein-Westfalen, 
das Land Rheinland-Pfalz, 
das Saarland, 
der Freistaat Sachsen, 
das Land Sachsen-Anhalt, 
das Land Schleswig-Holstein, 
der Freistaat Thüringen 
– nachstehend „Länder“ genannt – 
schließen, vorbehaltlich der etwa erforderlichen Zustimmung ihrer 
gesetzgebenden Körperschaften, nachstehendes Abkommen zur  
Änderung des Abkommens über die Zentralstelle der Länder für  
Sicherheitstechnik.

§ 1
Das Abkommen über die Zentralstelle der Länder für Sicherheit-

stechnik vom 16. und 17. Dezember 1993, zuletzt geändert durch 
das Abkommen vom 15. Dezember 2011, wird wie folgt geändert :
1. Artikel 2 wird wie folgt geändert :

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert :
aa) In Spiegelstrich 1 werden die Wörter „Geräte- und“ ge-

strichen.
bb) In Spiegelstrich 5 wird das Wort „sowie“ angefügt.
cc) Es wird folgender Spiegelstrich 6 eingefügt :

„– der Rohrfernleitungsverordnung“.
b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert : 

aa) In Spiegelstrich 1 werden die Wörter „Geräte- und“ ge-
strichen.

bb) In Spiegelstrich 2 wird das Wort „und“ durch ein Kom-
ma ersetzt.

cc) In Spiegelstrich 3 wird der Punkt durch das Wort „und“ 
ersetzt.

dd) Es wird folgender Spiegelstrich 4 angefügt :
„– von Prüfstellen für Rohrfernleitungsanlagen nach der 
Rohrfernleitungsverordnung.“

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert :
aa) In Satz 1 werden die Angabe „Nr. 765“ durch die Anga-

be „Nr. 765/2008“ ersetzt und die Wörter „Geräte- und“ 
gestrichen.

bb) In Satz 2 Nummer 2 werden die Wörter „Geräte- und“ 
gestrichen.

d) In den Absätzen 5 und 6 werden jeweils die Wörter „§ 8 Ab-
satz 4 und § 9 Geräte- und Produktsicherheitsgesetz“ durch 
die Wörter „§ 26 Absatz 2 des Produktsicherheitsgesetzes 
einschließlich der damit zusammenhängenden Meldever-
fahren der Marktüberwachungsbehörden“ ersetzt.

2. In Artikel 6 Absatz 1 wird die Abkürzung „StMAS“ durch die 
Wörter „für den technischen Arbeits- und Verbraucherschutz  
zuständigen Bayerischen Staatsministerium“ ersetzt.

§ 2
Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der 

dem Monat folgt, in dem die letzte Mitteilung der vertragsschließen-
den Länder, dass die innerstaatlichen Voraussetzungen für das In-
krafttreten des Abkommens erfüllt sind, dem für den technischen 
Arbeits- und Verbraucherschutz zuständigen Bayerischen Staats-
ministerium zugeht.

Anlage zu § 1 Absatz 2

Für das Land 
Baden-Württemberg:
Stuttgart, den 23.07.2015

Franz  U n t e r s t e l l e r 
Minister für Umwelt, Klima und 
Energiewirtschaft

Für den Freistaat Bayern:
München, den 20.07.2015

Ulrike  S c h a r f
Bayerische Staatsministerin für  
Umwelt und Verbraucherschutz

Für das Land Berlin :
Berlin, den 13.10.2015

Dilek  K o l a t
Senatorin für Arbeit, Integration 
und Frauen

Für das Land Brandenburg :
Potsdam, den 23.07.2015

Diana  G o l z e
Ministerin für Arbeit, Soziales,  
Gesundheit, Frauen und Familie

Für die Freie Hansestadt 
Bremen :
Bremen, den 14.10.2015

Dr. Carsten  S i e l i n g
Präsident des Senats

Für die Freie und Hansestadt 
Hamburg :
Hamburg, den 18.09.2015

Cornelia  P r ü f e r - S t o r c k s
Senatorin

Für das Land Hessen :
Wiesbaden, den 20.08.2015

Stefan  G r ü t t n e r
Minister für Soziales und 
Integration

Für das Land Mecklenburg-
Vorpommern :
Schwerin, den 08.09.2015

Birgit  H e s s e 
Ministerin

Für das Land Niedersachsen :
Hannover, den 11.08.2015

Cornelia  R u n d t
Ministerin für Soziales, Gesund-
heit und Gleichstellung
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Für das Land Nordrhein-
Westfalen :
Düsseldorf, den 30.10.2015

Rainer  S c h m e l t z e r
Minister

Für das Land Rheinland-Pfalz :
Mainz, den 23.07.2015

Ulrike  H ö f k e n
Ministerin

Für das Saarland :
Saarbrücken, den 17.07.2015

Reinhold  J o s t
Minister für Umwelt und 
Verbraucherschutz

Für den Freistaat Sachsen :
Dresden, den 18.09.2015

Stanislaw  T i l l i c h
Ministerpräsident

Für das Land Sachsen-Anhalt :
Magdeburg, den 29.09.2015

Norbert  B i s c h o f f
Minister für Arbeit und Soziales

Für das Land Schleswig-
Holstein :
Kiel, den 12.08.2015

Dr. Robert  H a b e c k
Minister für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume

Für den Freistaat Thüringen :
Erfurt, den 03.11.2015

Anja  S i e g e s m u n d
Ministerin für Umwelt, Energie 
und Naturschutz
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 8-70a im Bezirk Neukölln

Vom 13. April 2016

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 

lassen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 2a 
Nummer 3 und 4 des Baugesetzbuchs bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung ge-
genüber dem Bezirksamt Neukölln von Berlin schriftlich geltend 
machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist dar-
zulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist werden die in 
Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Bau-
gesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 13. April 2016

Bezirksamt Neukölln von Berlin

Dr. G i f f e y 
Bezirksbürgermeisterin

B l e s i n g 
Bezirksstadtrat

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S.1722), in 
Verbindung mit § 6 Absatz 3 und mit § 11 Absatz 1 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juni 
2015 (GVBl. S. 283), wird verordnet :

§ 1
Der Bebauungsplan 8-70a vom 4. März 2015 mit Deckblatt vom 

13. Oktober 2015 für das Grundstück Harzer Straße 51 sowie für 
einen Abschnitt des Kiehlufers im Bezirk Neukölln wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Neu-

kölln von Berlin, Abteilung Bauen, Natur und Bürgerdienste, Fach-
bereich Vermessung und Geoinformation, beglaubigte Abzeichnun-
gen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt Neukölln von 
Berlin, Abteilung Bauen, Natur und Bürgerdienste, Fachbereiche 
Stadtplanung und Bau- und Wohnungsaufsicht, kostenfrei eingese-
hen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.



Verordnung
über die Festsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 11-24 VE im Bezirk Lichtenberg,  

Ortsteil Alt-Hohenschönhausen
Vom 24. Mai 2016

 Auf Grund des § 12 Absatz 1 in Verbindung mit § 10 Absatz 1 des 
Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I 
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Ok-
tober 2015 (BGBl. I S. 1722), in Verbindung mit § 6 Absatz 3 des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 
7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 23. Juni 2015 (GVBl. S. 283), wird verordnet :

§ 1
 Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 11-24 VE vom 26. Mai 

2015 für das Grundstück Arendsweg 74 im Bezirk Lichtenberg, 
Ortsteil Alt-Hohenschönhausen, wird festgesetzt.

§ 2
 Die Urschrift des vorhabenbezogenen Bebauungsplans kann 

beim Bezirksamt Lichtenberg von Berlin, Abteilung Stadtentwick-
lung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Vermessung, beglaubigte 
Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt Lich-
tenberg von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Stadtentwick-
lungsamt, im Fachbereich Stadtplanung und im Fachbereich Bau- 
und Wohnungsaufsicht, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
 Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
 (1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 

lassen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 2a 
Nummer 3 und 4 des Baugesetzbuchs bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung ge-
genüber dem Bezirksamt Lichtenberg von Berlin schriftlich geltend 
machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist dar-
zulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Fristen werden die in 
Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Bau-
gesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

 (2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
 Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 24. Mai 2016 

Bezirksamt Lichtenberg von Berlin

M o n t e i r o 
Bezirksbürgermeisterin 

W. N ü n t h e l  
Bezirksstadtrat  

für Stadtentwicklung

Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      72. Jahrgang      Nr. 14      9. Juni 2016312

Herausgeber:
Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz,
Salzburger Straße 21–25, 10825 Berlin

Redaktion:
Salzburger Straße 21–25, 10825 Berlin
Telefon: 030/9013 3380, Telefax: 030/9013 2000
E-Mail: gvbl@senjust.berlin.de
Internet: www.berlin.de/senjust

Verlag und Vertrieb:
Wolters Kluwer Deutschland GmbH, Luxemburger Straße 449, 50939 Köln
Telefon: 0221/94373-7000, 02631/801-2222 (Kundenservice)
Fax 02631/801-2223 (Kundenservice), E-Mail: info@wolterskluwer.de
Internet: www.wolterskluwer.de

Bezugspreis:
Vierteljährlich 17,40 € inkl. Versand und MwSt. bei sechswöchiger Kündigungsfrist 
zum Quartalsende. Im Bezugspreis ist die Mehrwertsteuer enthalten. Der angewandte 
Steuersatz beträgt 7% für das Printprodukt und 19% für die Online-Komponente.
Laufender Bezug und Einzelhefte durch den Verlag.
Preis dieses Heftes 3,20 € zzgl. Versand

Druck:
Druckhaus Tecklenborg, Siemensstraße 4, 48565 Steinfurt

Wolters Kluwer Deutschland GmbH
Heddesdorfer Straße 31a • 56564 Neuwied

Postvertriebsstück • 03227 • Entgelt bezahlt • Deutsche Post AG


